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Vorwort 

"Je genauer potentielle Opfer über mögliche Wirtschafts­

delikte informiert sind, desto geringer sind die illegitimen 

Möglichkeiten potentieller Täter,,1). Diese These von 

Karl-Dieter Opp, wie sie sich sinngemäß auch bei zahlreichen 

anderen Autoren in der Literatur findet, kennzeichnet den 

Ausgangspunkt zweier Untersuchungen des Bundeskriminalamtes 

über die präventive Bekämpfung von Wirtschaftsdelikten. 

Unter dem gemeinsamen Generalthema "Möglichkeiten und Grenzen 

einer effizienten,praxisnahen Prävention im Bereich der Wirt­

schaftskriminalität durch Polizei und andere Institutionen 

unter besonderer Berücksichtigung der Beratung potentieller 

Betrugsopfer" dienten sie zur Beantwortung der Frage, welche 

Polizeidienststellen und welche Institutionen außerbehörd­

licher Art Kenntnisse über die Wirtschaftskriminalität und 

deren Bekämpfung an ~otentielle Opfer vermitteln. Die Ergeb­

nisse der Befragung außerbehördlicher Einrichtungen wurden 

bereits unter dem Titel "Präventive Bekämpfung von Wirtschafts­

delikten durch Selbstverwaltungsorgane, Selbstschutzeinrich­

tungen und Verbände der Wirtschaftsteilnehmer" veröffentlicht 2). 

Die Ergebnisse der parallel durchgeführten Befragung bei Poli­

zeidienststellen werden mit dem vorliegenden Bericht vorge­

stellt. Diese Untersuchung wurde von Mitarbeitern der krimi­

nalistisch-kriminologischen Forschungsgruppe des Bundeskrimi­

nalamtes durchgeführt. Konzeption und Durchführung der Befra­

gung wurden von Frau Dipl.-Volkswirt Gerlinde Kessler besorgt 3) , 

die Auswertungen und die Abfassung des Schlußberichtes lagen-
in den Händen von Dipl.-Kaufmann Rainer Aprill und Dipl.-Kauf­

mann Pcter Pocrtin~. 
Co 

Das Bundeskriminalamt und insbesondere die Bearbeiter dieser 

Untersuchung danken allen, die zum Gelingen beigetragen haben: 

den antwortenden Beamten und Polizeidienststellen in den 

Ländern, den Landeskriminalämtern für ihre Unterstützung bei 

1) Opp ( 1 975), S. 1 84 . 

2) Siehen/Poerting (1977). 

3) Vgl. Kessler (1978), S. 69 ff. 
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der Durchführung der Befragung und den Beamten, die bei 

der Abfassung des Fragebogens durch konstruktive Kritik 

ihren Beitrag geleistet haben. 

Die Verfasser, Wiesbaden, im Oktober 1979 
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A Ziele und Ablauf der Untersuchung 

1. Problemstellung und Ziele 

Wirtschaftsstraftaten stellen eines der dringendsten Probleme 

der Kriminalität und ihrer Bekämpfung dar. Gerade in diesem 

Deliktsbereich kommt der Kriminalitätsverhütung, wegen der 

hierdurch zu verhindernden oft schwerwiegenden wirtschaft­

lichen und sozialen Schäden, besondere Bedeutung zu. Das 

präventive Instrumentarium der Polizei auf dem Gebiete der 

Wirtschaftskriminalität ist gegenwärtig noch nicht sehr um­

fangreich. Eine der zentralen Möglichkeiten kann in der poli­

zeilichen Betrugsberatung gesehen werden. Ober Art und Umfang, 

äußere Bedingungen und Wirksamkeit dieser Betrugsberatung gibt 

es jedoch bislang keine umfassenden Erkenntnisse, insbesondere 

quantitativer Art. Um diesem Bedürfnis abzuhelfen, wurde im 

Kriminalistischen Institut des Bundeskriminalamtes eine Unter­

suchung projektiert, die zur Klärung von "Möglichkeiten und 

Grenzen einer effizienten, praxisnahen Prävention im Bereich 

der Wirtschaftskriminalität durch die Polizei unter besonderer 

Berücksichtigung der Beratung potentieller Betrugsopfer" bei­

tragen sollte. Zur Erfassung der gegenwärtigen Praxis krimi­

nalpolizeilicher Betrugsberatung und deren Probleme mußte 

aufgrund fehlender Sekundärdaten (Statistiken, Befragungs­

ergebnisse etc.) eine entsprechende Primärerhebung durch­
geführt werden. 

Im Mittelpunkt des Interesses der vorliegenden Studie stehen 

gemäß der ThemensteIlung Leistungsmöglichkeiten und Leistungs­
grenzen der Polizeidienststellen bei der Verhütung von Wirt­
schaftsdelikten unter besonderer Berücksichtigung der Be­

ratung potentieller Betrugsopfer. Neben Art und Umfang der 

faktischen Beratungstätigkeit galt es, deren Bestimmungs­

faktoren sichtbar zu machen. 

- 8 -
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An zentraler Stelle steht hier zunächst die Betrugsberatung 

durchführende Polizeidienststelle selbst. Von grundlegender 

Bedeutung für die Art und den Umfang der Betrugsberatungs­

aktivitäten sind daher die internen organisatorischen, per­

sonellen und sächlichen Voraussetzungen. Auch die Erfahrung 

und Qualifikation des Beratungspersonals sowie dessen Moti­

vation und Interesse sind mit entscheidend für den Erfolg 

der Verbrechensvorbeugung. Wesentlich bestimmen darüber hinaus 

sowohl der Personenkreis der Beratungssuchenden als auch 

Form und Gegenstand der Anfrage das Ausmaß und die Qualität 

der Betrugsberatung. Art und Häufigkeit der Kontaktpflege zu 

Institutionen mit vergeleichbarer Zielsetzung (insbesondere 

zu den o.g. nicht-staatlichen Stellen) beeinflussen die In­

formationsbasis der Betrugsberatungsstellen durch Abgabe bzw. 

Erhalt neuer oder Bestätigung bzw. Widerlegung bereits vor­

handener Informationen. 

Ebenso werden die Reaktionen der Adressaten der Betrugs­

beratung sowie der Personen und Organisationen, die von der 

Betrugsberatung in der Form betroffen sind, daß von ihnen 

- respektive vor ihren Geschäftspraktiken - gewarnt wird, 

häufig nicht ohne Einfluß auf die weitere Praxis der Be­

ratungstätigkeit bleiben. 

Aber auch die bestehende Rechtslage wie auch die jeweilige 
Haushaltslage setzen der Praxis der Betrugsberatung Grenzen, 

die eine effiziente und praxisnahe Prävention durch Beratung 

einschränken können. 

Ausgehend von dieser vielschichtigen Problemstellung sollen 

in der vorliegenden Untersuchung der Umfang und die Modalitäten 

der derzeit im polizeilichen Bereich durchgeführten Betrugs­

beratung in deskriptiver Form dargestellt und analysiert 

werden. Die möglichst vollständige und systematische Er­

fassung der polizeilichen Aktivitäten auf dem Gebiet der 

Betrugsberatung dient dem Ziel, erstmals einen umfassenden 
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überblick über diesen spezifischen Bereich der Verbrechens­

vorbeugung zu ermöglichen. Durch Einbeziehung der besonderen 

internen und externen Rahmenbedingungen werden die hemmenden 

bzw. fördernden Einflußfaktoren der polizeilichen Beratungs­

tätigkeit im Betrugsbe~eich herausgestellt. Dies erfolgt 

mit dem Ziel der Ermittlung von Ansatzpunkten für eine weitere 

Effektivierung der bisherigen Arbeit. Konkrete Schlußfolgerungen 

für eine Modifikation der bestehenden Praxis im Einzelfall 

können - aufgrund der Vielgestaltigkeit der verschiedenen 

Untersuchungsobjekte (Dienststellen) - jedoch ausschließlich 

von den betroffenen Dienststellen selbst unter Berücksichtigung 

aller individuellen Faktoren gezogen werden. 

- 10 -
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2. Überblick über den Ablauf der Untersuchung 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die Praxis 

der von Polizeidienststellen geleisteten Beratung (potentiel­

ler) Opfer von Betrugs- und Wirtschaftsdelikten.Da bisher 

keine SeklUndärdaten über Art und Umfang der polizeilichen 

Betrugsberatung zur Verfügung stehen und sich insbesondere 

auch aus den Organisations- und Geschäftsverteilungsplänen 

der Dienststellen - soweit zugänglich - nicht ersehen läßt, 

ob und in welchem Ausmaß Betrugsberatung durchgeführt wird, 

kam für die Erhebung der Daten nur eine unmittelbare Be­

fragung der relevanten Dienststellen in Betracht. Aufgrund 

des Umfanges der zu erfragenden Daten und wegen der Vielzahl 

der zu befragenden Dienststellen konnte eine möglichst voll­

ständige Erhebung nur in schriftliche Form, d. h. durch Ver­

sendung von Fragebogen realisert werden. 

Zur Durchführung dieses empirischen Teils der Untersuchung 

war es zunächst erforderlich, geeignete Grundlagen zu schaffen. 

Ausgehend von den (polizeireievanten) Erscheinungsformen 

der Wirtschaftskriminalität und den Möglichkeiten ihrer prä­

ventiven Bekämpfung durch die Polizei wurde der spezifische 

Charakter beratender Maßnahmen als Vorbeugungsinstrument 

herausgearbeitet (B. 1.). 

Darauf aufbauend wurden die Faktoren, die für eine Erfassung 
und Beurteilung polizeilicher Beratung relevant sind, heraus­
gearbeitet und dabei die spezifischen Aspekte einer Beratung 
gegen Betrugs- und Wirtschaftskriminalität berücksichtigt (B.2.). 

Auf der Basis dieser Vorarbeiten wurde ein Fragebogen entwor­

fen. Dieser Entwurf wurde mit verschiedenen Kriminalpraktikern 

diskutiert und überarbeitet, ehe er in seiner endgültigen 

Fassung zur Grundlage der Befragung wurde (B.3.). 
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Die geplante Fragebogenaktion wurde den Ländern durch 

Schreiben an die jeweiligen Landeskriminalämter vom 18.05.1976 

angekündigt. Da eine Befragung von Landespolizeidienststellen 

nur mit Unterstützung der jeweiligen Landeskriminalämter durch­
führbar war, wurden diese gebeten, die Fragebogen an alle 

relevanten Dienststellen in ihrem jeweiligen Zuständigkeits­

bereich zu verteilen. Dieser Verteilungsmodus wurde gewählt, 

da die Auswahl der in Frage kommenden Dienststellen wegen der 

unterschiedlichen Organisationsstrukturen in den Bundesländern 

ohne die Mitarbeit der LKÄ nicht möglich war. Darüber hinaus 

wurde die Verteilung durch die LKÄ als günstig' angesehen, 

da sich deren Weisungsbefugnis positiv auf die Rücklaufquote 

auswirken konnte. 

Die Verteilungskriterien für die Fragebogenaktion sahen wie 

folgt aus: 

- Es wurde festgelegt, daß alle Kriminalpolizeidienststellen, 

in deren Bereich Betrugsberatung in der angegebenen Definition 

geleistet wird, den Fragebogen erhalten sollten. 

- Auszufüllen war der Teil A des Fragebogens von den Vorge­

setzten der Sachbearbeiter, die Betrugsberatung betreiben. 

Dieses Kriterium war auch Kriterium für die Streuung des 

Fragebogens. 

- Von den Sachbearbeitern, die Betrugsberatung leisten, sollte 

derjenige den Teil B ausfüllen, der am längsten in diesem 

Bereich tätig war. Denn es stellte sich als unzumutbar heraus, 

alle Sachbearbeiter, die Betrugsberatung leisten, den Teil B 
ausfüllen zu lassen. 

- Die LKÄ sollten nach Verteilung der Fragebogen dem BKA die 

Dienststellen benennen, die einen Fragebogen erhalten hatten. 

Die meisten LKÄ erklärten sich sofort bereit, in der angegebenen 

Weise an der Untersuchung mitzuwirken, und benannten einen Kontakt­

beamten, der mit der weiteren Abwicklung betraut war. In einem 

Bundesland ergaben sich zunächst definitorische Abgrenzungs-
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schwierigkeiten bei der Verwendung des Begriffs "Betrugs­

beratung" . Nach Erläuterung der verwendeten Defini tion von 

"Betrugsberatung" kam man zu dem Ergebnis, daß die dort voll­

zogenen Tätigkeiten unter diesen Begriff fallen, so daß 

auch von den Dienststellen dieses Landes der Teil B des Er­

hebungsbogens ausgefüllt werden konnte. 

In einem weiteren Bundesland erfolgte die Weiterleitung der 

Fragebogen an das Bundeskriminalamt vereinbarungsgemäß erst 

nach einer Vorauswertung in diesem Land selbst. Für diesen 

Zweck wurde eine Durchschrift des Fragebogens vorgesehen, 

die jeweils vom LKA einbehalten werden konnte. 

Zu einer nur teilweisen Mitarbeit konnte sich der Freistaat 

Bayern bereiterklären. Da dort lediglich die Polizeipräsi­

dien Oberfranken und München an der Fragebogenaktion teil­

nahmen, wird dadurch die Vollständigkeit der Datenerhebung 

für dieses Bundesland beeinträchtigt. 

Die Fragebogen wurden als Durchschreibebogen gedruckt und im 

Januar 1977 über die Landeskriminalämter an die betreffenden 

Dienststellen versandt. Bis Mai 1977 erfolgte der Rücklauf, 

der ebenfalls über die LKÄ erfolgte. 

Die Auswertung der erhobenen Daten zog sich länger hin als 
geplant. Dies ist vor allem auf die beengte personelle Situation 
sowie das Ausscheiden des federführenden Projektbearbeiters zurück­

zuführen. Darüber hinaus erwiesen sich umfangreiche und zeit­
raubende Überprüfungen des Datenbestandes als unumgänglich. 
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B Ausgangspunkte der Untersuchung 

Der erste Schritt der Untersuchung bestand darin, einen 

geeigneten begrifflich-konzeptionellen Rahmen für die 

spätere Befragung zu entwickeln. Die verwendeten Termini 

wie "Wirtschaftskriminalität", "Prävention" und "Beratung" 

waren zweckmäßig abzugrenzen, die möglichen Einflußfak­

toren auf die Betrugsberatungstätigkeit mußten abgeklärt 

werden. Dabei sollte auch der Zusammenhang mit dem Paral­

lelprojekt über die Präventionsmaßnahmen außerbehördlicher 

Institutionen gewährleistet werden. 

Die Ergebnisse dieses ersten Untersuchungsabschnittes mün­

den in die Formulierung des Fragebogens und bilden somit 

die Grundlage für die Befragung und für die Auswertung 

der Befragungsergebnisse. 

1. Begriffsabgrenzungen 

a) Betrug und Wirtschaftskriminalität 

Ausgangspunkt und Grundproblem nahezu jeder Untersuchung von 

Betrugs- und Wirtschaftsstraftaten ist die Frage nach der be­

grifflichen Abgrenzung dieses Phänomens. Während der Umfang 

dessen, was als "Betrug" zu bezeichnen ist, durch die Vorschrif­

ten des Strafgesetzbuches vorgegeben und damit abgegrenzt ist 1), 

bereitet die Definition von "Wirtschaftskriminalität" erhebliche 

Schwierigkeiten. Eine Legaldefinition fehlt 2). Trotz (oder 

gerade wegen) einer Vielzahl von Versuchen, "Wirtschaftskri­
minalität" in einer Definition zu erfassen und so klar ein- und 

abzugrenzen, ist der Inhalt dieses Terminus' offen geblieben. 

1) § § 263 ff. StGB 

2) Auch § 74 c GVG kann nicht als Legaldefinition der Wirt­
schaftskriminalität angesehen werden. Diese Vorschrift ent­
hält lediglich Anweisungen für die Geschäftsverteilung bei 
Gerichten. 
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Das ist vmr allem mit der Tatsache zu erklären, daß sich 

Wissenschaftler und Praktiker der verschiedensten Fachrich­

tungen mit unterschiedlichen Zielsetzungen dieser Materie 

zugewendet haben. Jeder fachliche Blickwinkel und jede ein­

zelne Zielsetzung bedingen jedoch in der Regel eine spe­

zifische Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes. Abgrenzungs­

kriterien der einen Fachrichtung sind in der Terminologie 

oder Methodologie einer anderen unbekannt oder ungebräuch-

lich bzw. bei einer bestimmten Zielsetzung unzweckmäßig. 

Dementsprechend ist es auch in der vorliegenden Untersuchung 

unumgänglich, den Terminus "Wirtschaftskriminalität" mit 

konkretem, auf die Untersuchung bezogenen Inhalt zu füllen. 

Denn bei einer solchen Festlegung des Inhalts eines Terminus' 

handelt es sich um eine Nominaldefinition, die - im Gegen-

satz zur Realdefinition - nicht das Wesen von Dingen beschrei­

ben, sondern lediglich die Verwendung eines Wortes inhaltlich ~ 
festlegen soll. Eine Nominaldefinition kann daher nicht wahr 

oder unwahr, richtig oder falsch sein; sie ist lediglich an­

hand von Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten zu beurteilen1). Da-

mit fließen fachlicher Blickwinkel und spezifische Zielset-

zung ln die Definition und eine eventuelle Definitionskritik ein. 
Konkret geht es bei der Beurteilung der Zweckmäßigkeit einer 

Definition vor allem um die Eignung zur exakten Identifi-

kation des Untersuchungsobjekts sowie um die Eignung zur 

Kommunikation. Letzteres spielt insbesondere bei einer Befra­

gung eine wichtige Rolle. Diesen Notwendigkeiten wurde in der 
vorliegenden Untersuchung wie folgt Rechnung getragen. Ge­

genstand der Berfragung ist ein Teilbereich polizeilicher Tä­
tigkeitsentfaltung, Befragte sind Polizeibeamte. In diesem 

Sachbereich bzw. unter diesen Personen besteht ein spezifi-

sches Vorverständnis zum Inhalt, der mit dem Terminus 

"Wirtschaftkriminalität" verbunden wird. Seinen expliziten 

1) Zum Charakter von Nominaldefinitionen vgl. Seiffert (1975), 
S. 46 - 51, und Opp (1976), S. 189 - 199; speziell hin­
sichtlich des Begriffs der Wirtschaftkriminalität: Matschke/ 
Poerting (1975), S. 385. 
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Niederschlag hat dieses Vorverständnis in den "Richtlinien 

über den kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustausch bei 

Wirtschaftsdelikten" gefunden. Daneben ist für die polizei­

liche Abgrenzung von "Wirtschaftskriminalität" die 

Systematik der "Polizeilichen Kriminalstatistik,,1) relevant. 

An diesen Einteilungen sollte sich eine Befragung bei Polizei­

dienststellen orientieren. Dementsprechend wurde im Rahmen 

der vorliegenden Untersuchung zur Abgrenzung der Wirtschafts­

kriminalität die Definition der bereits genannten "Richtlinien 

über den kriminalpolizeilichen Nachrichtenaustausch bei 

Wirtschaftsdelikten" verwendet. Sie lautet: 

"Wirtschaftsdelikte sind Straftaten, die unter Aus­
nutzung des wirtschaftlichen oder sozialen Ansehens 
durch Mißbrauch von Formen und Gestaltungsmöglichkei­
ten des geltenden Rechts oder durch Mißbrauch der im 
Wirtschaftsleben auf erhöhtem Vertrauen beruhenden 
Gepflogenheiten und Usancen begangen werden und die 
nach Tatausführung und -auswirkung geeignet sind, 
auch über eine Schädigung von Einzelinteressen hinaus 
das Wirtschaftsleben oder die Wirtschaftsordnung zu 
stören oder zu gefährden (BERTLING, FELMY, SCHMÖLDERS, 
TERSTEGEN) . 
Zu den Wirtschafts delikten sind vor allem diejenigen 
Straftaten zu rechnen, die nach Täter oder Geschädigten 
typisch für Unternehmer, Kaufleute, Industrielle, Ge­
werbetreibende sowie Angehörige der privaten wie auch 
der staatlichen Wirtschaft sind, z. B. 

Abgabendelikte 
Akkreditivbetrug 
Bankrott (Konkursdelikte) 
Bestechung (Korruption) 
- StGB, UWG pp. § 12 -
Beteiligungsbetrug 
Betrug z. N. 
- Banken 
- Privatpersonen 
- öffentliche Hand 
- Firmen 
Betrügerische Vertragsabschlüsse 
Finanzierungsbetrug 
Hypothekenbetrug 
Immobilienbetrug 
Kautionsbetrug 

1) Hier die Gruppe "Betrug und artverwandte Delikte"; vgl. 
Polizeiliche Kriminalstatistik (1975), S. 91. 
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Leistungsbetrug und Leistungskreditbetrug 
Lizenzbetrug 
Subventionsbetrug 
Scheckbetrug (außer Logis-, Tankstellenbetrug und 

Einzelverausgabungen) 
Schmuggel 
Umschuldungsbetrug 
Unlauterer Wätbewerb (UWG, soweit überörtlich) 
Verstoß gegen Kartellvorschriften 
Wechseldelikte 
Wertersatzbetrug (z. B. Reiseschecks, Kreditkarten) 
Wertpapierdelikte 
Verstoß gegen das Außenwirtschaftsgesetz 
Wiedergutmachungsbetrug 
Versicherungsbetrug." 

Unter polizeispezifischen Aspekten ist die Definition sowohl 

un ter Abgrenzungs - als auch Kommunika tionsaspekten zweckmäßig, 

nicht zuletzt weil sie in der polizeilichen Alltagsarbeit per­

manent verwendet wird 1). 

ErgäIl.zend wurde die Straftatensystematik der "Polizeilichen 

Kriminalstatistik" herangezogen. Zur Gruppe "Betrug und art­

verwandte Delikte" zählen: 2) 

- Betrug 

- Untreue 

- Unterschlagung 

- Straftaten gegen s~rafrechtliche Neben-
gesetze auf dem Wirtschaftssektor. 

Es zeigt sich (in beiden angeführten Quellen), daß zwei Kern­

bereiche wirtschaftskriminell~Aktivitäten fehlen: die Abgaben-und 

Subventionsdelikte sowie die Kartellverstöße. Dies erklärt sich 
daraus, daß beide Bereiche nicht Gegenstand polizeilicher Tätig­

keit sind, da solche Verstöße von den Steuer- und Zollbehörden 

bzw. den Kartellbehörden bearbeitet werden. 

1) Ob diese Definition unter anderem, insbes. krimininologischen 
Gesichtspunkten geeignet ist, 5011 an dieser Stelle nicht 
problematisiert werden. 

2) Vgl. Polizeiliche Kriminalstatistik (1975), S. 91 
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b) Prävention 

Zur Kennzeichnung präventiver Maßnahmen gegen Wirtschafts­

delikte und zur Einordnung der Beratung in die Gesamtheit 

vorbeugender Maßnahmen soll auf die entsprechenden Ausführungen 

in der parallel zur vorliegenden Untersuchung durchgeführten 

Forschungsarbeit über die "Präventive Bekämpfung von Wirt­

schaftsdelikten durch Selbstverwaltungsorgane, Selbstschutz­

einrichtungen und Verbände der Wirtschaftsteilnehmer" zu­

rückgegriffen werden 1). 

Allgemein versteht man unter Prävention Maßnahmen, die auf 

eine Verhütung, Verhinderung, Vorbeugung, Abschreckung oder ein 

Zuvorkommen hinwirken sollen. Trotz einer Fülle einschlägi­

ger Literatur, die sich mit Problemen der Prävention befaßt, 

gilt aber, daß es sich um einen wenig präzisierten Begriff 

handelt. Mit Bezug auf die Wirtschaftskriminalität sind unter 

Prävention im engeren Sinne alle die Maßnahmen zu verstehen, 

die darauf abzielen, wirtschaftskriminelles Handeln zu er­

schweren, einzuschränken oder gar zu verhindern. Im weiteren 

Sinne 2) sind auch diejenigen Maßnahmen hinzuzuzählen, die 

auf die Verringerung oder Vermeidung der Schäden bereits be­

gangener Wirtschaftsdelikte abzielen. 

Der Vorzug der Prävention ist es, daß häufig~ur sie es er­

möglicht, hohe und oft irreparable Schäden bei den Opfern 

sowie Ermittlungs- und Rechtspflegekosten bei der Aufdeckung 
und Bestrafung begangener krimineller Taten zu verhindern. 

1) Vgl. deshalb zum Folgenden Sieben/Poerting(1977), S. 15-19. 
2) Die Notwendigkeit, mit einem solch weiteren Begriffsverständ­

nis zu arbeiten, zeigm sich bereits bei der Befragung außer-
polizeilicher Institutionen; vgl. Sieben/Poerting (1977). 
Auch bei der polizeilichen Beratung zeigte sich, daß Prä­
vention oft nicht unmittelbar auf Deliktsverhinderung hinaus­
läuft, sondern auf eine Schadensverringerung bzw. -vermeidung 
bereits begangener Taten; vgl. unten C.4.c). 
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Ansatzpunkte für präventive Maßnahmen können sowohl auf der 

Opferseite wie auch auf der Täterseite liegen. Sie können 

sich auf Personen wie auch auf Sachen beziehen. Prävention 

gegen Wirtschaftsdelikte ist in erster Linie eine opfer­

orientierte Form der Verbrechensbekämpfung. Präventive Maßnahmen 

helfen hier, das Opferwerden zu vermeiden. Da bei Wirtschafts­

delikten die Verfolgung oftmals erschwert ist, weil Indizien, 

die die kriminelle Tat anzeigen, fehlen, ist die Prävention 

gerade im Bereich der Wirtschaftskriminalität ein wirksamer 

Ansatzpunkt der Bekämpfung. 

Hinsichtlich der Organisationsform kann man zwischen indivi-

duellen und kollektiven Vorbeugungsmaßnahmen trennen. Bei 

individuellen Präventionsmaßnahmen schützt sich das jeweils 

bedrohte Opfer selbst. Bei kollektiven Präventionsmaßnahmen 

tut sich eine Gruppe von potentiellen Opfern zusammen, um 

die Abwehr deliktischen Verhaltens gemeinsam zu betreiben, 

oder eine Institution bietet mehreren (bzw. allen) potenti-

ellen Opfern die Mithilfe bei bzw. die Durchführung von Vor­

beugungsmaßnahmen an. Kollektive Maßnahmen können in institutionali­

sierter Form wie auch von losen Verbindungen realisiert werden. 

Nach der Art von Maßnahmen, die zur Prävention durchgeführt 

werden, lassen sich unterscheiden: 

- gesetzgeberische Maßnahmen, 
- justitielle Maßnahmen, 

- verwaltungsmäßige Maßnahmen, 

- technische Maßnahmen, 

- organisatorische Maßnahmen, 

- informatorische Maßnahmen. 

Die an dieser Stelle relevanten informatorischen Maßnahmen 

lassen sich weiter aufteilen in: 

- Aufklärung, 

- Beratung, 

- Warnung, 

- Appelle. 
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Die Grenzen zwischen den einzelnen Bereichen sind oft 

fließend. Der Beratung kommt unter diesen Maßnahmen hohe 

Bedeutung zu, da sie im Gegensatz zu den übrigen geeignet 

ist, eine diffffemierte Information über Wirtschaftsde­

likte und den Schutz davor zu liefern. Differenziert inso­

fern, als individuelle Bedürfnisse eines konkreten einzel­

nen Ratsuchenden (=potentiellen Opfers) berücksicntigt 

werden, während Aufklärung und Warnung hins~chtlich des 

Adressatenkreises relativ ungezielt sind1). 

Wirkung und Wirksamkeit präventiver Maßnahmen sind vielfach 

nur schwer nachweisbar und meßbar. Von großer Bedeutung für 

die Wirksamkeit durchgeführter präventiver Maßnahmen ist 

die Frage, inwieweit eine Mitwirkung potentieller Opfer 

erforderlich ist. Je mehr es sich bei den präventiven Maßnah­

men um ein Angebot handelt, dessen Annahme von demjenigen, 

der die präventive Maßnahme zur Verfügung stellt, nicht kontrol­

liert und beeinflußt werden kann, desto weniger kann die er­

reichte präventive Wirkung vorausgesagt und beurteilt werden. 

1) Näher dazu der folgende Unterabschnitt B.1.c). 
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c) Kriminalpolizeiliche Betrugsberatung 

Unter Beratung sollen diejenigen Tätigkeiten verstanden werden, 

bei denen sich ein Ratsuchender - also eine Person mit dem 

Bedürfnis auf Hinweise zur Klärung eines für sie offenen Pro­

blems - aus eigener Initiative an eine andere Person oder 

an eine Institution (= Berater) mit dem Ansuchen wendet, Auskünfte 

zu erteilen oder bei der Beschaffung von Informationen Hilfe 

zu leisten. Bei der Beratung stehen sich in der Regel zwei 

Personen unmittelbar gegenüber; denkbar ist auch ein telefonischer 

oder schriftlicher Kontakt von Ratsuchendem und Berater. Der 

Ratsuchende bestimmt durch seine Bedürfnisse die Inhaltskategorien, 

die Gegenstand der Beratung sind, der Beratende die konkreten 

Informationsausprägungen der Beratung. Mit anderen Worten, der 

Ratsuchende bezeichnet sein Anliegen nach. Anlaß und Informations­

bedarf, der Beratende gibt - soweit es ihm möglich ist - zu 

diesen Fragestellungen Antworten, um den Informationsbedarf 

zu decken. 

Beratung ist also eine auf konkrete Subjekte gezielte und des­

sen spezifische Bedürfnisse berücksichtigende Form der Infor­

mationsvermittlung. 

Polizeiliche Beratung ist dadurch gekennzeichnet, daß der 

Beratende ein Angehöriger der Polizei ist und daß der In­
halt in aller Regel den Schutz vor Kriminalität bzw. ihren 

Schäden betrifft. Die Form der polizeilichen Beratung ist 
zumeist das Gespräch (persönlich oder fernmündlich). 

Als Präventionsmaßnahme zählt die polizeiliche Beratung hin­

sichtlich ihres Ansatzpunktes zu den personenorientierten und 

speziell zu den opferorientierten Tätigkeiten. Eine solche 

opferorientierte Vorbeugungstätigkeit bedingt, daß sie weit­

gehend indirekt präventiv wirkt. Denn erst das Verhalten 

der (potentiellen) Opfer führt zu einer Realisierung des 

(latenten) Vorbeugungseffektes polizeilicher Beratung. 
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Hinsichtlich der Organisationsform zählt die polizeiliche 

Beratung zu den kollektiven Vorbeugungsmaßnahmen, die für 

alle oder eine bestimmte Gruppe von (potentiellen) Opfern 

angeboten werden. Die kollektive Verbrechensvorbeugung 

wird jedoch oftmals erst über das individuelle Vorbeugungs­

verhalten der Betroffenen wirksam. 

Polizeiliche Beratung ist also letztlich nur ein Angebot, 

das der Bürger aus eigener Initiative nutzen muß und das 

erst über ein ädäquates Verhalten des Ratsuchenden - also 

durch eine Umsetzung der erhaltenen Hinweise - wirksam wird. 

Beratungstätigkeiten haben derzeit schon einen festen Platz 

innerhalb der polizeilichen Vorbeugungsarbeit. Das zeigt sich zum 

Beispiel daran, daß zum Untersuchungszeitpunkt bereits über ein­
hundert polizeiliche Beratungsstellen bestanden1). Insbesondere 
im Rahmen des "kriminalpolizeilichen Vorbeugungsprogramms" wird 

auf diese Beratungsstellen auch immer wieder hingewiesen. Die 

polizeiliche Beratung erstreckt sich jedoch in erster Linie 

"auf das Gebiet der materiellen Schutzmaßnahmen, d. h. der 

technischen und bautechnischen Einrichtungen zum Schutz gegen 

Rechtsbrecher 2). Während sich die polizeiliche Beratungstätigkeit 

im Bereich der Eigentumskriminalität mittlerweile eingebürgert hat 

und wohl über einen hohen Bekanntheitsgrad verfügt, steht die 

Beratung gegen Betrug und Schwindel generell gesehen noch in 

den Anfängen. Denn "im Bereich der Betrugsdelikte tut sich 

die Kriminalpolizei mit ihrer Beratungstätigkeit nicht eben 

leicht, wenn es sich darum dreht, über allgemeine Ratschläge hinaus 
ins Spezielle zu gehen,,3). Gerade hier jedoch trifft die Fest­

stellung besonders zu, daß allgemeine Ratschläge völlig wirkungs­
los sind 4). 

Unter kriminalpolizeilicher Betrugsberatung soll die Beratung 

potentieller Opfer durch Angehörige der Kriminalpolizei ver­

standen werden, die Straftaten des Betrugs oder der Wirtschafts­

kriminalität zum Gegenstand hat. Als Erscheinungsform poli­

zeilicher Beratungstätigkeiten unterscheidet sie sich von 

anderen also durch den spezifischen Beratungsgegenstand. 

1) Weinberger gibt für den Herbst 1975 an: 101 stationäre und 
2 mobile Beratungsstellen; Weinberger (1976), S. 104. 

2) Borrmann (1978), S. 68. 

3) Burghard (1976), S. 80 f. 
- 22 -
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2. Entwicklung des Fragebogens und der Auswertungskonzeption 

Um ein Bild über die gegenwärtige Praxis kriminalpolizeilicher 

Betrugsberatung zu gewinnen, ist zunächst danach zu fragen, mit 

Hilfe welcher Kriterien sich diese Tätigkeit erfassen, ggf. 

messen läßt und welche Faktoren sie beeinflussen, um daran 

anschließend empirische Daten über diese Kriterien und Faktoren 

zu gewinnen. 

a) Kriterien und Bestimmungsfaktoren kriminalpolizeilicher 

Betrugsberatung 

Die kriminalpolizeiliche Betrugsberatung wird - als spezielle 

Form der Beratung - zunächst durch das Verhalten der Ratsuchenden 

und der Berater bestimmt. Da die Beratung von einer Institution 

angeboten wird, machen sich neben dem Verhalten der konkret 

beratenden Person auch Einflüsse dieser Institution selbst, also 

Polizeidienststellen bemerkbar. 

Die wesentlichen Bestimmungsfaktoren beziehen sich also auf 

- die Dienststelle, in der Beratung betrieben wird, 

- den Sachbearbeiter, der die Beratung konkret ausführt, 

- die Ratsuchenden, die an die Dienststelle mit einer Anfrage 

herantreten. 

Sie alle sind jedoch in die Umwelt, der sie angehören, einge­

bettet, so daß auch von dieser Einflüsse ausgeübt werden können, 
und zwar auf jede der vorgenannten Personen bzw. Institutionen. 

Diese Einflüsse können sich auf die Beratung selbst positiv wie 

negativ auswirken. 

Der Faktor "Nähe zu den Adressaten der Beratung" kann durch eine 

Befragung von Polizeidienststellen und Beamten nicht direkt er­

faßt werdeL,sondern müßte durch Befragung der potentiellen 

Nutznießer geklärt werden. Anhaltspunkte können sich jedoch über 

die räumliche Verteilung Beratung betreibender Dienststellen er­
geben. 
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b) Der Fragebogen 

Die im vorausgehenden Abschnitt erläuterten Zusammenhänge und 

begrifflichen Abgrenzungen bildeten die Grundlage für die Ent­

wicklung des Erhebungsbogens. Bei dessen Abfassung waren gleicher­

maßen die Interessen der späteren Auswertung wie die-der be­

fragten Dienststellen bzw. Beamten zu berüchsichtigen. Letzteres 

bedingte, daß der Umfang des Fragebogens und die Tiefe der 

einzelnen Fragen auf ein zumutbares Maß beschränkt werden mußte. 

Zu diesem Zweck wurden Entwürfe des Fragebogens mit mehreren 

Vertretern der kriminalpolizeilichen Praxis besprochen und 

notwendige bzw. empfohlene Änderungen berücksichtigt. 

Zur Erleichterung der Auswertung wurden zahlreiche Fragen so 

vorstrukturiert, daß die Beantwortung lediglich durch Ankreuzen 

oder Ausfüllen von vorgegebenen Antwortkategorien erfdgen konnte. 

Die zu erwartende Vielfalt der Beantwortungsalternativen machte 

es jedoch notwendig, bei bestimmten Fragen möglichst viel Raum 

für freitextliche Eintragungen bereit zu stellen. Es wurde da­

her für die schriftliche Befragung ein Erhebungsbogen gewählt, 

der sowohl Fragen mit vorgegebenen als auch mit freien Antwort­

möglichkeiten enthielt. 1) 

In seiner endgültigen Fassung besteht der Fragebogen aus zwei 

Teilen, deren erster (A) von der den Betrugsberatung betreibenden 

Organisationseinheiten vorgesetzten Instanz auszufüllen war. 

Der zweite Teil (B) sollte dagegen durch einen in der Betrugs­

beratung tätigen Sachbearbeiter ausgefüllt werden. Während 
Teil B Fragen ausschließlich zur Betrugsberatung enthält, werden 

in Teil A auch Fragen zu den sonstigen Tätigkeiten der Dienst­
stellen gestellt. 

1) Ein Muster des Fragebogens ist im Anhang beigefügt. 
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Die Antworten in Teil A dienten im wesentlichen der Erfassung 

folgender Faktoren: 

- Organisation/ Größe der Dienststelle. 

Durch Erhebung der Einwohnerzahl des Zuständigkeitsbereichs 

sowie der personellen Besetzung der kriminalpolizei lichen 

Dienststellen in Soll- und Iststand sollten genauere Erkennt­

nisse über die Größe der Untersuchungsobjekte gewonnen werden. 

Diesem Ziel diente ebenso die Erfassung der Anzahl der bear­

beiteten Delikte der Betrugs- und der Gesamtkriminalität. 

Die Organisationsstruktur war aus den Angaben über Zuständig­

keitsregelungen und Bearbeitungsmodalitäten zu erschließen. 

- Stellenwert von Betrugskriminalität und Prävention innerhalb 

der Dienststelle. 

Rückschlüsse über das dem Betrugs- und Präventionsbereich 

zuzumessende Gewicht sollten sowohl aus dessen personeller 

Besetzung als auch aus einem Vergleich der Zahl der anfallenden 

Delikte gezogen werden. Durch Abfrage aller durchgeführten 

Präventionsaktivitäten waren Anhaltspunkte für eine Bewertung 

weiterer Vorbeugungstätigkeit zu gewinnen. 

- Quantitative und qualitative Aspekte der personellen Besetzung. 

Aufgeschlüsselt nach den Bereichen allgemeiner Betrug, Wirt­

schaftskriminalität und Betrugsberatung wurden Angaben über 
die Anzahl, die Berufsausbildung, die absolvierten Lehrgänge, 

die Spezialisierung und die allgemein- berufliche sowie 
kriminalpolizeiliche Berufserfahrung erfragt. 

- Verteilung der Mittel auf die Sachgebiete. 

Da es sich im Rahmen der Vorbesprechungen mit verschiedenen 

Landes- und Großstadtdienststellen als undurchführbar er­

wies, die Dienststellen direkt nach ihrem Budget und dessen 
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Verteilung zu befragen, ist der Zusammenhang über die Personal­

verteilung der verschiedenen Organisationseinheiten zu er­

schließen. 

- Sachmittelausstattung. 

Die teilweise erheblichen Haushaltsmittel, die in die technische 

Ausstattung der kriminalpolizeilichen Fachabteilungen ge-

steckt werden, können nicht als Indikator für die Ausstattung 

der Organisationseinheiten im Betrugsbereich dienen, da 

die Arbeitsweise bei den Betrugsermittlungen und der Betrugs­

beratung keine derartige technische Ausstattung erfordert. 

Die Arbei~mittelsituation der betrugsberarbeitenden Fach­

abteilungen läßt sich daher annähernd nur über die Erfassung 

der zur Verfügung stehenden Fachliteratur, insbesondere der 

einschlägigen Periodika, bewerten. 

- Druckausübung auf die Dienststelle seitens Betroffener. 

In der Betrugsberatung wird immer wieder die Androhung recht­

licher Schritte als besonders hinderlich für die Sachbera­

beiter genannt. Die Beantwortung dieser Frage, bezogen auf 

die Alternativen allgemeiner Betrug, Wirtschaftskriminalität 

und Betrugsberatung soll Aufschluß darüber geben, ob die Be­

fürchtung auf tatsächlichen Erfahrungen beruht. Es erschien 

nicht sinnvoll die Frage nur auf die Betrugsberatung zu be­

ziehen, weil sich in der praktischen Tätigkeit bei dieser 

Frage meist nicht trennen läßt, aufgrund welcher Tätigkeit die 
Androhung ausgesprochen wurde. In Zusammenhang mit den Daten 
darüber, in welcher Organisationseinheit die Betrugsberatung 

geleistet wird, läßt sich eine positive oder negative Beziehung 

zur Beratungstätigkeit herstellen. Es ist im weiteren zu 

prüfen, ob die tatsächliche Androhung von rechtlichen Schritten 

mit dem Umfang der Betrugsberatung korreliert. 
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Daten zu Art und Umfang der geleisteten Betrugsberatung 

sollten durch die Antworten in Teil B erhoben werden. Die 

Fragen waren so gestellt, daß sie sowohl von den Sachbe­

arbeitern, die ausschließlich Betrugsberatung betreiben, als 

auch von solchen, die sie neben anderer Tätigkeit verrichten, 
beantwortet werden konnten. 

Die erfaßten Faktoren beziehen sich schwerpunktmäßig auf 
nachfolgende Sachverhalte: 

Umfang der aktuellen Beratungstätigkeit ln personeller 
und zeitlicher Hinsicht. 

- Art und Intensität der Beratungstätigkeit 

Einschätzung der eigenen Tätigkeit durch Betrugsberatung 
betreibende Bedienstete 

- Spezialisierung auf Betrugsberatung 

- Form, Anlaß und Herkunft der Anfrage 

- Informationsquellen für Auskunfterteilung 

- Art und Adressaten von Kontaktpflege und Kooperation 

- Fördernde und hemmende Faktoren der Betrugsberatung 
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c) Datenauswertung 

Da es erforderlich war, im Fragebogen neben dem Ankreuzen 

bzw. Ausfüllen vorgegebener Antwortkategorien auch Freitext­

Antworten zuzulassen, war die Auswertung der in den Frage­

bogen enthaltenen Angaben in mehreren Schritten vorzunehmen. 

Soweit sich die Angaben dafür eigneten, wurden sie direkt 

auf datenverarbeitungsgerecht gestaltete Erfassungsbelege 

übertragen. Die als freitext gemachten Angaben hingegen 

mußten zunächst - soweit möglich - für die weitere Auswertung 

aufbereitet werden. Im Zuge der Datenaufbereitung wurden 

diese Informationen" von Hand" ausgewertet, kategorisiert und 

durch Zuweisung von Schlüsselzahlen codiert. 

Alle übrigen Freitext-Angaben wurden "von Hand" zu übersichten 

zusammengefaßt. 

Im einzelnen ergibt sich für die unterschiedlichen Bearbeitungs­

alternativen folgendes Bild. 

Schaubild 1: Auswertung 

Ankreuzen 

Antworten 

quantitative 
Angaben 

qualitative 
Angaben 

kategorisierbar 

j 
Kategorien­/b il dung 

c o d i e run g 

1 j / 
EDV - Auswertung 

nicht kategori­
sierbar 

Auswertung 
"von Hand" 
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Rein quantitative Angaben (Fragen 2., 3., 8., 9., 10., 14., 

15., 20., 22. und 31.) sowie alle Antworten, die nur in vor­

gegebenen Kästchen angekreuzt werden mußten (Fragen 6., 11., 

16.,19.,21.,23.,24.,25.,26.,27.,28.,29.,30.,32., 

34. und 35.), konnten unmittelbar codiert und datenverar­

beitungsgerecht erfaßt werden. Wenn nichtvorgegebene qualitative 

Angaben bei der Antwort erforderlich waren, mußten diese 

kategorisiert werden. Soweit dies möglich war, wurden diese 

Angaben dann auch codiert und datenverarbeitungsgerecht erfaßt 

(Fragen 4., 12., 13., 18. und 33.). Bei allen übrigen Ant-

worten (zu Fragen 1., 5., 7., 17., 36., 37., 38. und 39) war eine 

Codierung entweder nicht sinnvoll oder unmöglich, so daß sie in 

herkömmlicherweise ("von Hand") ausgewertet werden mußten. 

Alle codierten Antworten wurden in Erfassungsbogen übertragen, 

die als Eingabebelege für die Datenverarbeitung dienten. 

Die aufgrund zahlreicher Ausfüllfehler und übermittlungs­

probleme im Datenbestand enthaltenen Inplausibilitäten (wider­

sprüchliche Angaben, unvollständiges Ausfüllen, übertragungs­

fehler) mußten zunächst in zeitraubender Kleinarbeit beseitigt 

werden, ehe der Datenbestand als recherchierfähig angesehen 

werden konnte. Nicht allzu bedeutende Fehler im Datenbestand 

mußten in Kauf genommen werden, weil sie teilweise zum Zeit­

punkt der Auswertung nicht mehr behebbar waren oder die Be­
richtigung der fehlerhaften Daten mit einem unverhältnis­
mäßigen Aufwand verbunden gewesen wäre. 

Die maschinelle rechnerische Auswertung wurde mit Hilfe eines 

im Bundeskriminalamt verfügbaren Datenbanksystems durchge­

führt, das dafür auf die spezifischen Anforderungen dieser 

Untersuchung hin ausgestaltet wurde. 
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C Die Ergebnisse der Befragung 

Die nachfolgende Darstellung der Untersuchungsergebnisse 

orientiert sich an den oben 1) erläuterten Faktoren, die 

für eine Erfassung und Beurteilung der kriminalpolizei­

lichen Betrugsberatung relevant erscheinen. Zunächst 

sollen - nach einem überblick über Umfang und VOllständig­

keit des Fragebogenrücklaufs - die Rahmenbedingungen, 

die einer Betrugsberatungstätigkeit innerhalb der jewei­

ligen Dienststelle gesetzt sind, dargestellt werden. 

Daran anschließend werden die Angaben, die über die in 

der Betrugsberatung tätig~n Sachbearbeiter erhoben wurden, 

wiedergegeben. Darauf aufbauend und mit Hilfe weiterer 

Erhebungsdaten wird versucht, die gegenwärtige Gestal­

tung des Angebots an Betrugsberatung in quantitativer 

und qualitativer Hinsicht zu verdeutlichen. Dem soll unmit­

telbar die Nachfrageseite der Betrugsberatung gegenüber­

gestellt werden. Erst danach soll auf die Rahmenbedingungen 

pOlizeiexterner Art eingegangen werden, die einen nicht 

zu unterschätzenden Einfluß auf das Angebot der Betrugs­

beratung besitzen. 

Der Umfang und die Vollständigkeit des Rücklaufs der Er­

hebungsbogen stellt sich wie folgt dar: über die Landes­

kriminalämter gingen dem Bundeskriminalamt insgesamt 247 

ausgefüllte Fragebogen zur Auswettung zu. Ihre Herkunft 

verteilt sich auf die einzelnen Bundesländer wie nach­
folgend dargestellt: 

1) Vgl. B. 2. 

Bundesland 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Schleswig-Holstein 

Anzahl 

40 
42 

4 
2 
7 

26 
44 
21 
20 
14 
27 

247 
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Gemäß der Konzeption des Erhebungsbogensbzw. wegen der unter­

schiedlichen Organsisationsstruktur der Dienststellen waren 

nicht alle rückübersandten Bogen in beiden Teilen CA und B) 

vOllständig bzw. in allen Fragen beantwortet. Das Fehlen 

einzelner Teile CA oder B) des Fragebogens erklärt sich im 

einzelnen folgendermaßen: 

- Teil A fehlt: Bei einer Dienststelle werden an verschiedenen 

Stellen Betrugsberatungsaktivitäten verrichtet. Jede die­

ser Organisationseinheiten füllt Teil B aus, während Teil A 

nur einmal für die Gesamtdienststelle beantwortet wird. 

- Teil B fehlt: Bei einer Dienststelle werden keine Teil B 

entsprechenden Aktivitäten durchgeführt, so daß nur Teil A 
ausgefüllt werden konnte. 

Zahlenmäßig schlägt sich die Vollständigkeit der Erhebungs­
bogen wie folgt nieder: 

Teil A und Teil Bausgefüllt 221 
nur Teil A 

nur Teil B 
aus ge füll t 

ausgefüllt 

In graphischer Darstellung: 

Schaubild 2: 

19 

7 

Vollständigkeit der Erhebungsbogen 
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1. Institutionelle und organisatorische Bedingungen innerhalb 

der Polizeidienststellen 

a) Art und Größe der Dienststelle 

(1) Art der Dienststelle 

Die antwortenden Polizeidienststellen (Frage 1.) sind den 

unterschiedlichsten hierarchischen Ebenen innerhalb der je-

weiligen (Länder-) Polizeiorganisation zrnuocdnen. Ein 

Vergleich der Organisationsstrukturen der verschiedenen 

Bundesländer ist zwar äußerst schwierig, dennoch soll nach-

folgend der Versuch unternommen werden,in etwa gleichartige 

Gruppen zusammenzufassen, um einen überblick über die Antwort­

Struktur zu geben. 

Tabelle 1 

Antwortende Diensstellen 
bzw. Organisationseinheiten 

Landeskriminalämter, Kriminalpolizei­
ämter (Saarland, Schleswig-Holstein) 

Landespolizeidirektionen (Baden-Württem­
berg, Berlin), Polizeipräsidien (Bayern) 

Regierungspräsidenten, Verwaltungs­
präsidenten 

Polizeipräsidien, Polizeidirektionen, 
Kriminaldirektionen, Landespolizei­
inspektionen 
KriminalpolizeisteIlen, Kriminalpoli­
zeiinspektionen, Kommissariate, Polizei­
inspektionen, Landespolizeistellen, 
Fachkommissariate, Fachinspektionen 

Kriminalaußenstellen und diesenver­
gleichbare Kommissariate 

Zahl der 
antwor­
tenden 
Stellen 

6 

7 

2 

75 

102 

so 

242 

Zahl der 
Frage­
bogen 

9 

8 

2 

75 

103 

so 

247 
============================================================== 

Unterschiede ~wischen den beiden Spalten mit Zahlenangaben er­

geben sich dadurch, daß einige wenige Dienststellen mehrere 

Fragebogen ausfüllten. 
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(2) Personalstärke 

Neben ihrer organisatorischen Stellung unterscheiden sich 

die antwortenden Dienststellen sehr deutlich hinsichtlich 

der jeweiligen Personalstärke. Unter der Nr. 3 des Frage­

bogens wurde deshalb um die Angabe der Soll- und der Ist­

Besetzung für das Gesamtperonal der Dienstelle sowie der 

einzelnen Gruppen (Kriminalbeamte, sonstiges Spezialpersonal 

und Hilfskräfte) gebeten. 

In den nachfolgenden Tabellen werden jeweils Soll- und Ist-

Stände gegenübergestellt. Dabei sind Ist-Stände in der Waage­

rechten, Soll-Stände in der Senkrechten abgetragen. Die Werte 

auf der Hauptdiagonalen geben somit die Zahl der Dienststellen 

an, deren Soll-Besetzung tatsächlich realisiert ist, während 

die unter der Diagonalen liegenden Zahlen die unterbesetzten 

und die über der Diagonalen liegenden die überbesetzten Dienst­

stellen angeben. In der untersten Zeile ist jeweils die Besetzungs­

häufigkeit der einzelnen Ist-Bestände angegeben. 
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Tabelle 2: Gesamtpersonalbestand der Dienststelle 

Ä 
1 10 20 40 1 60 180 1100 11201150 1200 1300 1400 I 5001 bOO J~)_~~J800 CJ)O 1300 1600 

bis 
Soll 

9 19 39 59 79 199 119 149 199 299 399 499 599 699 799 899 999 1 399 1 699 
I 'I 

1 bis 9 19 1 I 
-+ 

10 bis 19 1 42 
--- --- ----- ~ ---

20 bis 39 3 33 2 

40 bis 59 2 25 

60 bis 79 1 18 

80 bis 99 2 11 

100 bis 119 1 9 

120 bis 149 1 5 

150 bis 199 2 I 7 

200 bis 299 3 4 
-------

300 bis 399 4 

400 bis 499 2 1 

500 bis 599 2 

600 bis 699 1 I 

700 bis 799 3 , 
t- ---- -----

800 bis 899 

900 bis 999 4ß 

1 300 bis 1 399 7 

1 800 bis 1 899 1 
Spaltensumme 20 46 35 28 20 12 10 7 10 4 6 3 1 3 18 7 1 

(Keine Angaben oder nur eine der beiden Zahlen in 16 Fragebogen) 
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Tabelle 3: Gesamtbestand Kriminalbeamte 

~ 
1 I 10 20 ~0160180 100 120 150 200 300 ~oo 500 600 700 1 100 1 600 

bis 
Soll 

9 19 39 59 79 99 119 1~9 199 299 399 ~99 599 699 799 1 199 1 699 

1 bis 9 30 2 1 

10 bis 19 3 36 3 

20 bis 39 4 22 2 

~O bis 59 9 19 

60 bis 79 1 11 

80 bis 99 8 

100 bis 119 6 1 
-

120 bis 1~9 1 3 

150 bis 199 2 ~ 

200 bis 299 1 6 

300 bis 399 1 5 , 

~oo bis ~99 1 

500 bis 599 3 1 

600 bis 699 

700 bis 799 

.. 

1 100 bis 1 199 7 

1 700 bis 1 799 1 

Spal tensumme 33 ~2 35 22 11 8 7 6 5 7 6 3 1 7 1 

(Keine Angaben oder nur eine der beiden Zahlen in 53 rragebogen.) 

- 35-



- 3'5" -

Tebelle 4: Gesamtbestand Spezialpersonal 

~ 24 28 54 
Soll 

1 2 :5 4 5 6 7 8 9 10 11 12 
-- 1---r---

1 14 I 

2 13 I 
:5 1 6 

,. 5 

5 1 

6 6 

7 :5 

8 
,. 

9 2 

10 1 2 
. - ". 

11 1 

12 2 
--I--- 1-----t-

27 1 
--

40 1 

, 

54 7 
, I 

Spal tensumme .. 14 14 6 5 1 6 :5 ,. :5 2 1 2 1 , 7 

(Keine Angabe oder nur eine der beiden Zahlen in 177 rragebogen.) 
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Tabelle 5: Gesamtbestand Hilfskräfte 

~ 
1 10 20 130 ~O 50 I 60 70 80 190 ( 150 I 170 2~0 

bis 

9 19 29 39 ~9 59 69 79 89 99 159 179 2~9 
, 

1 bis 9 86 
i 

10 bis 19 30 
I 

20 bis 29 17 
, 

I 

30 bis 39 1 7 

~O bis ~9 ~ 

50 bis 59 1 1 I 
~ -----r ---

60 bis 69 ~ I 

70 bis 79 18 I 
------ --------

80 bis 89 1 2 

90 bis 99 1 I 

: I --

170 bis 179 7 
-

I 
--

190 bis 199 1 
-

I 
I 

240 bis 249 I i 3 

Spaltensumllle 86 30 18 7 5 1 4 19 2 1 7 1 3 

(Keine Angaben oder nur eine der beiden Zahlen in,62 Fragebogen) 
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Hinsichtlich des Personalbestandes zeigt sich, daß Polizei­

dienststellen der unterschiedlichsten Größenordnungen ge­

antwortet haben. Spezialpersonal ist nur in 72 Fällen (29,1 %) 
vorhanden. Dabei sind Fälle mit 1 oder 2 Spezialkräften am 

häufigsten. Auch hinsichtlich der Zahl der zur Verfügung 

stehenden Hilfskräfte zeigt sich die unterschiedliche Personal­

ausstattung der antwortenden Dienststellen. Die Werte reichen 

von 1 bis über 240. Doch wiederum sind auch hier ein oder zwei 

Kräfte am häufigsten anzutreffen. 

Hinsichtlich der tatsächlichen Besetzung der Planstellen, also 

des SOll/Ist-Verhältnisses, zeigt sich, daß Unterbesetzungen 

in aller Regel selten sind. Soweit sie dennoch anzutreffen sind, 

bewegen sich die Abweichungen von den Soll-Zahlen in einem 

geringen Rahmen. 

(3) Zahl der bearbeiteten Straftaten 

Neben der Zahl der Mitarbeiter erlaubt auch der Arbeitsanfall 

Aussagen über die Größe der Dienststelle. Der Arbeitsanfall 

wird weitgehend von der Zahl der zu bearbeitenden Straftaten 

bestimmt. DeshalQ wurde in Frage 8. um die Zahlenangaben für 

di~ Gesamtkriminalität und die Betrugskriminalität im Zustän­

digkeitsbereich gebeten. Zwei Probleme treten dabei auf. Zu­

nächst enthalten solche Zahlenangaben keine Hinweise auf die 

Arbeitsintensität der bearbeiteten Fälle, sehr umfangreiche 

und weniger umfangreiche Ermittlungen werden gleichwertig zu­
sammengezählt. Zum anderen werden Tätigkeiten außerhalb der 

Ermittlungsarbeit nicht erfaßt. Das erste Problem mußte offen 
gelassen werden. Das zweite wird dadurch stark relativiert, 

daß die Ermittlungsarbeit den überwiegenden Teil polizeilicher 

Tätigkeit ausmacht. Es ist jedoch festzuhalten, daß die Zahlen­

angaben unter Nr. 8. des Fragebogens nur bedingt Aussagen über 

den Arbeitsanfall in einer Dienststelle zulassen. 

Ein Vergleich der beiden einzelnen Zahlen (Betrugs- und Wirt­

schaftkriminalität - Gesamtkriminalität) kann andererseits 

Hinweise auf den Stellenwert der Betrugs- und Wirtschafts krimi-
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nalität im jeweiligen Zuständigkeitsbereich liefern. 

Im einzelnen bietet sich folgendes Bild: 

Tabelle 6: Höhe der Gesamtkriminalität 

Gesamtkriminalität Anzahl der Dienststellen 

kumu-
Zahl der Fälle Absolut prozentual liert 
keine Angabe 29 11 ,6 % -

------------------------------ --------------------------------------
bis unter 1000 22 8,9 % -

1000 bis unter 2000 27 10,9 % 19,8 % 

2000 bis unter 3000 19 7 , 7 % 27,5 % 

3000 bis unter 4000 19 7,7 % 35,2 % 

4000 bis unter 5000 13 5,3 % 40,5 % 

5000 bis unter 7000 14 5,7 % 46,2 % 

7000 bis unter 10000 16 6,5 % 52,7 % 

10000 bis unter 15000 21 8,5 % 61 ,2 % 

15000 bis unter 20000 13 5,3 % 66,5 % 

20000 bis unter 50000 20 8,1 % 74,6 % 

50000 bis unter 100000 22 8,9 % 83,5 % 

über 100000 12 4,9 % 88,4 % 

insgesamt 247 100,0 % -

Tabelle 7: Höhe der Betrugs- und Wirtschaftkriminalität 

Betrugs- und Wirtschaft~ 
kriminalität 

Zahl der Fälle 

keine Angabe 
----bi;-~~t;;--------T55------

100 bis unter 200 

200 bis unter 400 

400 bis unter 700 

700 bis unter 1000 

1000 bis unter 1500 

1500 bis unter 3000 

3000 bis unter 

über 10000 

insgesamt 

10000 

absolut 

Anzahl der Dienststellen 

prozentual kumu­
liert 

32 13,0 % -
-------------------------------------16 6,5 % -

38 15,4 % 21,9 % 

31 12,5 % 34,4 % 
31 12,5 % 46,9 % 
25 10,1 % 57,0 % 

26 10,6 % 67,6 % 

16 6,5 % 74,1 % 
1 3 

19 

247 

5,2 % 
7,7 % 

100,0 % 

- 39 _ 
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(4) Anteil der Betrugs- und Wirtschaftskriminalität 

an der Gesamtkriminalität 

Durch Vergleich der jeweiligen Zahlenangaben soll festge­

stellt werden, ob die Betrugs- und Wirtschaftskriminalität 

bei den einzelnen Dienststellen in etwa den gleichen Stellen­

wert hinsichtlich des Arbeitsanfalls besitzt. Auswertbare 

Angaben, d. h. beide Zahlen, enthielten 210 Fragebogen. 

Aus der Klassifikation der polizeilichen Kriminalstatistik 

waren die Straftaten 

5100 Betrug, 

5200 Untreue, 

5300 Unterschlagung und 

7100 Straftaten gegen strafrechtliche Neben­

gesetze auf dem Wirtschaftssektor 

für den Untersuchungsgegenstand relevant 1). 

Diese Straftaten weisen für 1975 folgende Häufigkeiten auf2): 

Tabelle 8 

Straftat 

5100 Betrug 

5200 Untreue 
5300 Unterschlagung 
7100 Nebenstrafrecht 

Wirtschaftssektor 

Anzahl 

209.841 

3.383 
33.169 

5.461 

Anteil an der 
Gesamtkriminalität 

7 ,1 % 

0, 1 % 

1 , 1 % 

0,2 % 

Summe 251.854 8,6 % 
====================================================================~ 

1) Bei Rückfragen wurden diese - im Fragebogen nicht genannten -
Gruppen ausdrücklich angegeben. Wie aus den Antworten hervorgeht, 
wurde jedoch teilweise nur die Straftat 5.100 Betrug bei den 
Zahlenangaben berücksichtigt. 

2) Vgl. Polizeiliche Kriminalstatistik (1975). 
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Der Durchschnittswert für den Anteil der Betrugs- und Wirt­

schaftskriminalität an der Gesamtkriminalität auf Bundesebene 
liegt also bei 8,6 %. 

Die in der Befragung ermittelten Werte zeigen demgegenüber 

eine äußerst große Schwankungsbreite (zwischen 0,4 % und 80 %). 
Gründe dafür sind, daß einerseits Spezialdienststellen für 

Betrugs- und loder Wirtschaftsdelikte den Fragebogen ausfüllten, 

andererseits aber auch kleine Landpolizeistellen, die Betrugs­

und insbesondere Wirtschaftsstraftaten weitgehend an überge­

ordnete Stellen abgeben (Antwort zu Frage 6). Es zeigt sich 

folgende Verteilung: 
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Zahl der Dienststellen Schaubild 3: 
t AlljIII. Anteil der Betrugskriminalitä 

an der Gesamtkriminalität i m 
Zuständigkeitsbereich de r 

befragten Dienststelle n 

100 ,- F 
.~~~. 

90 -

m: 

80 -
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30 1-
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~~ 
in oll 
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~1~ 1'!"!'1~l~ .... . :.: :::::::::: ~1~ 
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b) Organisationsstruktur 

(1) Organisationseinheiten 

Die Vielfältigkeit der Organisationsformen der Betrugsbe­

ratung zeigt sich auch in den Antworten zum Fragebogen. 

Zunächst wurden bei der Auswertung sechs Organisations typen 

vorgesehen: 

- Die Betrugsberatung wird von den Sachbearbeitern der Or­

ganisationseinheit allgemeiner Betrug erledigt, wobei ge­

trennte Organisationseinheiten für allgemeinen Betrug und 

Wirtschaftskriminalität vorhanden sind; 

die Betrugsberatung wird von den Sachbearbeitern in der Or­

ganisationseinheit Wirtschaftskriminalität erledigt, wobei 

getrennte Organisationseinheiten für allgemeinen Betrug 

und Wirtschaftskriminalität vorhanden sind; 

- die Betrugsberatung wird von den Sachbearbeitern der Orga­

nisationseinheit für Betrug und Wirtschaftskriminalität 

erledigt; 

- die Betrugsberatung wird von der Beratungsstelle geleistet; 

- die Betrugsberatung wird vom Dienststellenleiter erledigt; 

~ die Betrugsberatung wird von sonstigen Personen geleistet. 

Die Auswertung der tatsächlich gemachten Angaben ergab je­
doch ein noch differenzierteres Bild. Zunächst ist zu unter­

scheiden, ob Betrug und Wirtschaftskriminalität 

- in einer Organisationseinheit oder 

- in zwei getrennten Organisationseinheiten bearbeitet werden 

oder 

- ob die Betrugsberatung unabhängig davon organisiert ist. 
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In 106 Fällen wurde eine gemeinsame Organisationseinheit 

für Betrug und Wirtschaftskriminalität angegeben. 91 mal 

wurde dabei nur die gemeinsame Bearbeitung von allgemeinem 

Betrug, Wirtschaftskriminalität und Betrugsberatung ange­

geben. In den übrigen 15 Fällen wurden als Organisations­

einheit der Betrugsberatung neben den Sachbearbeitern Betrug 

und Wirtschaftskriminalität außerdem 

- 11 mal die Beratungsstelle, 

1 mal die Beratunsstelle und der Dienststellenleiter 

1 mal der Dienststellenleiter und 

2 mal Sonstige angeführt. 

90 der Befragten gaben eine getrennte Bearbeitung von allge­

meinem Betrug und von Wirtschaftskriminalität an. Dabei 

wurde in 10 Fällen die Betrugsberatung durch die Sachbear­

beiter der Wirtschaftskriminalität erledigt, in 50 Fällen 

durch die Sachbearbeiter des allgemeinen Betrugs sowie in 

4 Fällen durch die Sachbearbeiter allgemeiner Betrug und sonstige 

Kräfte. In den übrigen 26 Fällen erfolgte Betrugsberatung 

sowohl durch die Sachbearbeiter allgemeiner Betrug als auch 

durch die Sachbearbeiter Wirtschaftskriminalität, teilweise 

unter gleichzeitiger Mitwirkung des Dienststellenleiters 

(4 mal) oder Sonstige (1 mal). 

Ohne Berücksichtigung der Organisationsstruktur in den Be­

reichen allgemeiner Betrug und Wirtschaftskriminalität wurde 
in je einem Fall der Dienststellenleiter und sonstige Kräfte 

angegeben sowie in weiteren fünf Fällen die Beratungsstelle. 

(2) Personelle Besetzung der einzelnen Organisationseinheiten 

Die personelle Besetzung der Organisationseinheiten, die den 

Bereich allgemeiner Betrug bzw. Betrug und Wirtschaftskrimi­

nalität 1) bearbeiten, sind in den Tabellen 9, 10 und 11 dargestellt. 

1) Letzteres, soweit keine getrennten Organisationseinheiten für 
allgemeinen Betrug und für Wirtschaftskriminalität vorhanden 
sind. 
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, 

Tabelle 9: Gesamtpersonal "Allgemeiner Betrug" 

~ 1 2 } ~ 5 6 : 7 8 9 10 11 12 1} h~ 5 16 17 18 19 20 21 22 21 2~ 25 ~ ~1 ~7 70 
Soll 

1 1} 
, 

. 
2 2 29 

} 1 21 

~ } 12 

5 5 10 
--

6 1 2 2 10 

7 1 1 6 
8 ~ 7 

9 1 2 5 
----_._-- - ---- -- -

10 1 5 ! 

11 1 1 2 

12 1 1 2 

1} 1 1 1 1 

1~ 2 

15 1 1 1 

16 1 1 2 2 

17 
18 

19 2 

20 
21 
22 

----

2} 1 

24 

25 1 
------" ---- ---

26 1 

--- ----_. -- ---
}6 1 

- . 
37 1 

-- ~. - -- -- - - -- f-- --f----f---

~5 1 
---------

56 1 

r 77 i 1 , 

Spal tensu-e 1E 29 25 22 14 11 13 11 5 6 6 } 2 2 --3 2 2 2 1 1 1 1 1 1 

(Keine Angabe oder nur eine der beiden Zahlen in 71 Fragebogen.) 
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Tabelle 10: Kriminalbeamte "Allgemeiner Betrug" 

~ Soll 
1 2 3 ~ 5 6 7 8 9 10 11 12 13 1~ 15 16 17 18 19 20 21 22 23 2~ 25 26 ~ 41 ' 47 

1 12 1 - ----'~ .. 

2 1 27 

3 16 

4 3 9 
L_ 

5 5 8 

6 2 3 6 

7 2 5 
8 4 6 

9 1 4 

10 1 4 
... _--

"l 11 1 1 

12 2 1 

13 1 1 2 

1~ 1 
-

15 1 1 
""" 

16 1 1 1 
-

17 1 

18 1 

19 1 1 
20 1 

_. -
21 

22 

23 
24 , 
25 
26 '1 

"'- -

37 1 
. 

44 1 

45 1 , 

-- -

56 1 

Su.anspalte 13 27 ~9 16 14 7 11 7 5 4 4 2 3 1 3 1 2 1 1 1 2 1 

(Kelne Angabe oder nur elne der belden Zahlen ln 1~ Fragebogen.) 
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Tabelle 11: Hilfskräfte "Allgemeiner Betrug" 

~ Soll 
0 1 2 3 4 5 6 

teine Angabe 9 2 1 

0 
--1-----

1 1 48 

2 7 

3 
\ 3 

4 1 

5 1 

6 1 1 

Spaltensulllme 1 57 9 3 3 1 1 

(Keine Angabe oder fehlender Ist - Wert in 172 Fragebogen.) 
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Personalstärken bis zu 10 Beschäftigte sind also häufig, 

darüberliegende Werte selten. Das Personal besteht nahe­

zu ausschließlich aus Kriminalbeamten. Spezialpersonal 

wurde nur in 3 Fällen angegeben: in jeweils einer Dienst­

stelle 1, 2 bzw. 3 Spezialkräfte. Hilfskräfte stehen in 

75 Fällen zur Verfügung, wobei zumeist nur eine Kraft vor­

handen ist und die Zahl von 6 nicht überschritten wird. 

Hinsichtlich des SOll/Ist-Vergleichs zeigt sich, daß Unter­

besetzungen selten um zumeist von nur geringem Umfang sind. 

Die Unterbesetzungen beziehen sich nahzu ausschließlich auf 

die Kriminalbeamten, während Spezialpersonal und Hilfskräfte 

nahezu immer in Soll-Stärke vorhanden sind. 

Auf die Frage, seit wann Spezialpersonal eingesezt wird, 

machten nur drei der befragten Dien~tellen Angaben: in je 

einem Fall wurden die Jahre 1954, 1970 und 1972 angegeben. 

Bei den Organisationseinheiten, die speziell Wirtschaftsdelikte 

bearbeiten, zeigte sich folgende personelle Situation (vgl. 
Tabellen 12 - 15). 



Tabelle 12: Gesamtpersonal "Wirtschaftskriminalität" 

~t Soll 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 2g 30 31 54 

1 4 
2 2 

3 -
4 2 

5 1 3 1 
6 3 
7 1 
8 2 

9 1 
10 

-~ 

11 1 

12 

13 
.~ 

14 1 1 
-

15 1 1 
16 1 
17 

-~ 

18 
19 
20 1 1 

21 1 
22 1 1 1 

23 1 
24 
25 2 

1-----
26 
27 1 -- ---- . --

28 
29 I 1 

30 
31 1 
32 

- --

3J 
-- --

34 
35 1 ._- ~ --~ f~' --r-- -

58 1 

Spalten- 4 2 1 2 3 5 1 3 1 1 2 1 2 1 1 1 3 1 2 1 I 1 1 
sulltlfte 

(Keine Angabe oder nur eine der beiden Zahlen in 207 fragebogen.) 
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Tabelle 13: Kriminalbeamte "Wirtschaftskriminß.lität" 

~ 1 2 3 It 5 6 7 
Soll 

8 9 10 11 12 13 1" 15 16 17 18 19 20 21 22 23 ?It 25 Z6 27 28 52 

1 It 
2 2 

It It 

5 1 3 1 
6 2 

7 2 
8 1 

1-----

9 
10 1 
11 

12 1 
13 

-
11t 1 1 

15 1 2 

16 I 
17 1 1 

18 1 
19 1 1 
20 

21 1 
22 1 

-

23 
24 
25 2 

26 1 1 
27 
28 

29 
30 1 

56 , 
Spaltensulllllle It 2 1 It 5 2 2 1 2 1 2 3 1 1 2 2 2 1 1 1 1 

(Keine Angabe odenlll'" eine der beiden Zahlen in 207 r ragebogen.) 
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Tabelle 14: Spezialpersonal "Wirtschaftskriminalität" 

~ Soll 
1 2 3 4 

keine Angabe 2 

-----

1 2 

2 2 

3 4 

4 1 1 

Spaltensumme 2 4 5 1 

(Keine Angabe oder fehlender Ist - Wert in 235 rragebogen.) 

Tabelle 15: Hilfskräfte "Wirtschaftskriminalität" 

~ 1 2 3 4 5 
Soll 

keine Angabe 2 1 

1 20 

2 1 3 

3 1 

4 

5 3 

Spaltensumme 23 4 1 3 

(Keine Angabe oder fehlender Ist· Wert in 260 fragebogen.) 
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In 48 Fällen wurden Angaben für eine spezielle Organisations­

einheit Wirtschaftskriminalität gemacht. Mehr als 8 Beschäf­

tigte sind selten. Zumeist besteht das Personal der Organi­

sationseinheiten nur aus Kriminalbeamten. Spezialpersonal ist nur 

in 12 Fällen angegeben worden, Hilfskräfte in 31 Fällen. Beide 

Arten von Mitarbeitern sind jedoch in keinem nennenswerten 

Umfang vorhanden. Im Bereich Wirtschaftskriminalität zeigen 

sich etwas stärker Unterbesetzungen als bei den übrigen Or­

ganisationseinheiten. Diese Unterbesetzung beziehen sich in 

erster Linie auf die Kriminalbeamten. 

In allen 12 Fällen, in denen Spezialpersonal unter Nr. 9. des 

Fragebogens angegeben wurde, erfolgten auch Angaben über dessen 

erstmaligen Einsatz (Frage Nr. 10.). 

Tabelle 16: Einsatz von Spezialpersonal 

Einsatz von Spezialpersonal Zahl der Dienststellen 
erfolgt seit: absolut in % von 12 in % von 

1953 1 8.3 % 0.4 

1959 2 16. 7 % 0.8 

1969 1 " 8.3 % 0.4 
1970 1 8.3 % 0.4 
1971 1 8.3 % 0.4 

1972 1 8.3 % 0.4 
1973 1 8.3 % 0.4 
1974 1 8.3 % 0.4 
1975 3 25.0 % 1.2 

IAntworten insgesamt 12 100.0 o xl 
'ö 4.8 

Ikeine Angabe 235 - 95.2 

Summe 247 - 100.0 

247 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 
;;;=================================================================== 

x) wegen Abrundungen ergibt die Summe der einzelnen Prozentsätze 
nicht genau 100,0 %. 
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Für den Bereich Betrugsberatung ergibt sich schließlich 

folgende Verteilung der personellen Besetzung. 

Tabelle 17: Gesamtpersonal "Betrugsberatung" 

~ 1 2 3 4 5 6 
Soll 

keine Angabe 

1 8 

2 5 

Spaltensumlle 8 5 

(Keine Angabe oder fehlender Ist - Wert in 233 fragebogen.) 

Tabelle 18: Kriminalbeamte "Betrugsberatung" 

~ 1 2 3 4 5 6 
Soll ' 

keine Angabe 1 

1 9 

2 4 

Spaltensul1lme 10 4 

(Keine Angabe oder fehlender Ist - Wert in 232 fragebogen.) 

7 8 

1 

1 

7 8 

1 

1 
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Nur in 14 Dienststellen ist überhaupt Personal für Beratungs­

zwecke vorhanden: 8 mal je 1 Person, 5 mal je 2 Personen 

und 1 mal 8 Personen. Dabei handelt es sich bis auf 1 Hilfs­

kraft um Kriminalbeamte. Soll/Ist-Abweichungen sind in diesem 

Bereich nicht festzustellen. 

(3) Zuweisung der Bearbeitung 

Von Bedeutung für die organisatorische Einordnung der 

Betrugsberatungstätigkeit ist neben ihrer eventuellen 

Institutionalisierung in der Aufbauorganisation der .. 

Dienststelle auch die Behandlung in der Ablauforganisation. 

Unter Nr. 11. des Fragebogens wurde deshalb nach der 

"Zuweisung der Bearbeitung für die Einzelfälle" in den 

einzelnen Organisationseinheiten gefragt. 

Tabelle 19: Zuweisung der Bearbeitung I 
I 

der Art 1 I-< 1 I-< ~ 

Zuwei- ..c:(l) +-l ..c:(l) (l) 1 
1 U+-l (/)1 U+-l .,-l I=l I-< +-l 

ung ..c: C1j.,-l ..c:.,-l C1j.,-l I"""i I=l (l) C1j I"""i 
UI=lCl)(l) U(l)CI)(l) ..c: C1j..c: (l) I-< I"""i (l) 
(l)C1j ,.a .,-ll"""i ,.a U u,.a (l) :C1j (l),.a 

Arbeits- :=:: (l) I-< I"""i bO I=l I-< (tj ..c: .,-l ..c: +-l ~ I=l C1j 

bereich 1"""i1"""iC1j bO (l) C1j (/) U (l) U·,-l +-l .,-l bO 

S (l) I"""i (l) :0 I=l..c: (l) ;::I .,-l I"""i C1j (l) I=l (l) I=l 
.,-l (/) cd,.a SC1ju,.a C1j I"""i bOCI),.a (l) ~< 

allgemeiner 
Betrug 121 83 12 1 30 

Wirtschafts-
kriminalität 48 71 22 24 82 
Betrugsbe-
ratung 58 32 15 42 100 

(l) 
S 

9 
CI) 

247 

247 

247 
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Soweit Angaben über die Art der Zuweisung gemacht wurden 

(also bei Nicht-Beachtung der Antworten "entfäll t" und 

"keine Angabe"), zeigt sich also folgende prozentuale 

Verteilung. 

Tabelle 20: Zuweisung der Bearbeitung II 

Art der im Wechsel möglichst ausschließ-
Zuwei- an alle an den lich an den 

Arbeits- ung Sachbear- gleichen gleichen 

bereich beiter Sachbear- Sachbear-
beiter beiter 

allgemeiner 121 83 12 
Betrug 56,0 % 38,4 % 5,6 % 

Wirtschafts- 48 71 22 
kriminalität 34,0 % 50,4 % 15,6 % 

Betrugs- 58 32 15 
beratung 55,2 % 30,5 % 14,3 % 

Summe 

(j ewei ls 
100 %) 

216 

141 

105 
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Eine Zuweisung an ausschließlich den gleichen Sachbe­

arbeiter ist in allen drei Bereichen selten, in den 

Bereichen Wirtschaftskriminalität und Betrugsberatung 

jedoch deutlich häufiger als beim allgemeinen Betrug. 

Umgekehrt ist die wechselnde Zuweisung an alle Mitarbei-

ter in den Bereichen allgemeiner Betrug und Betrugs­

beratung deutlich häufiger als bei Wirtschafts delikten. 

Nimmt man die Zuweisungsart "möglichst" und "ausschließlich" 

an den gleichen Sachbearbeiter zusammen, so zeigt sich beim 

allgemeinen Betrug eine Häufigkeit von weniger als der , 
Hälfte (44,0 %), bei der, Betrugsberatung in ungefähr 

gleicher Höhe (44,8.%), doch bei der Wirtschaftskriminalität 

von ungefähr zwei Dritteln aller Fälle (66,0 %). 
Zu bemerken ist allerdings, daß Angaben zur Art der Zuweisung 

in den einzelnen Bereichen in sehr unterschiedlichem Umfang 
gemacht wurden: 

bei allgemeinem Betrug von 87,5 %, 

bei Wirtschaftsdelikten von 57,1 % 
und bei der Betrugsberatung 42,5 % der Befragten. 

Der jeweilige Rest machte keine Angaben oder antwortete explizit 

"entfällt". Letzteres gilt :implizit wohl auch für viele der 

Befragten, die überhaupt keine Angabe machten. Dieser hohe An­

teil an fehlenden Angaben bei den Bereichen Wirtschaftskrimi­

nalität und Betrugsberatung macht deutlich, daß yon den Befrag­

ten nicht immer klar zwischen Arbeitsbereichen und Organisations­
einheiten unterschieden wurde. 
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c) Sonstige Faktoren innerhalb der Dienststellen 

(1) Sächliche Ausstattung 

Wie oben bereits dargelegt wurde 1), schien hinsichtlich der 

tatsächlichen Ausstattung nur die Frage nach den zur Verfügung 

stehenden Fach-Periodika sinnvoll. Die Freitext-Angaben in den 

Fragebogen ergeben folgendes Gesamtlild: 

96 mal "Kriminalistik" 

25 mal "Die Polizei" und "Warnungs dienst" (Pro Honore) 

21 mal "NJW" 

18 mal Zeitungen der Berufsorganisationen und Gewerkschaften 

15 mal "Das Polizeiblatt" 

12 mal "Schimme lp feng- Review" 

9 mal "Capital" und "Schriftenreihe des BKA" 

7 mal "Neues Polizeiarchiv", Informationsmitteilungen der 
IHK, und "Wettbewerb in Recht und Praxis" 

6 mal "Der Kriminalist" und Zeitschrift der Zentrale gegen 
Schwinde I fi rmen 

4 mal "Die Polizei in BW" und "Praxis" 

3 mal "Betriebwirtschaftsmagazin", "Polizei, Technik, 
Verkehr", Unterrichtsblätter der Landespolizei, 
Polizeiarchiv 

2 mal "Test", "DM", "Handelsblatt", PFA Schriftenreihe, 
Wirtschaftsspiegel 

1 mal genannt wurden 21 Zeitschriften, wovon 13 als ein­
schlägig im Sinne der Fragestellung bezeichnet 
werden können. 

(2) Sonstige Aktivitäten zur Prävention von Betrugs- und 

Wirtschaftskriminalität 

Durch die Frage (Nr. 18. des Fragebogens) nach Präventions­

aktivitäten gegen Betrugs- und Wirtschaftskriminalität, die 

außer einer eventuellen Betrugsberatung durchgeführt werden, 

sollten Hinweise auf den Stellenwert der Prävention dieses 

Deliktsbereichs in der jeweiligen Dienststelle gewonnen werden. 

1) Vgl. C.1. 
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Denn der Stellenwert, der den Präventionstätigkeiten insgesamt 

eingeräumt wird - sei er auch durch das zeitlich Machbare be­

stimmt -, beeinflußt sicherlich auch die spezifische Vorbeugungs­

maßnahme "Betrugsberatung". 

Bei der Frage nach den neben der Betrugsberatung entfalteten 

Präventionsaktivitäten waren keine festen Antwortvorgaben ge­

macht worden, sondern es wurde um Freitextangaben gebeten. Die 

in den Fragebogen aufgeführten Präventionsaktivitäten wurden 

bei der Auswertung systematisiert und in 9 Gruppen eingeteilt. 

Die angegebenen Häufigkeiten beziehen sich nicht auf die An­

zahl der Durchführung von Maßnahmen, sondern allein auf die 

Nennung dieser Art von Präventionstätigkeit durch die Befragten. 

Es ergibt sich folgendes Bild: 

Tabelle 21: Sonstige Präventionsaktivitäten 

- Vorträge 

- Presseveröffentlichungen 

- Rundschreiben, Merkblätter 

- Einzelgespräche, Diskussionen 

- Kriminapolizeiliches Vorbeugungs-
programm 

- Information anderer Kripo-Stellen 

- Auswertungen von Informationen 

- Zusammenarbeit mit Institutionen 
- Ausstellungen 

andere Präventions aktivitäten (als 
Betrugsberatung) werden durchgeführt 

keine Angaben 

insgesamt 

87 

140 

16 

23 

24 

12 

36 

39 

8 

187 

60 

247 

in % der 
Antwortenx) (187=100%) 

46,5 % 

74,9 % 

8,6 % 
12,3 % 

12,8 % 

6,4 % 
19,3 % 
20,9 % 
4,3 % 

in % der 
Befragten 

75,7 % 
24,3 % 

100,0 % 
======================================================================== 

x) Mehrfachnennungen waren möglich - 58 -
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Weitaus am häufigsten und zwar in etwa drei Viertel aller 

Fälle (74,9 %),in denen überhaupt Präventionstätigkeiten 

gegen Betrugs- und Wirtschaftskriminalität erfolgen, werden 

Presseveröffentlichungen genannt. Noch bei fast jeder zweiten 

antwortenden Dienststelle, die Prävention gegen Betrugs- und 

Wirtschaftskriminalität betreibt, werden Vorträge zu diesem 

Zweck gehalten. Neben diesen beiden Bereichen sind - nach der 

Häufigkeit der Nennung beurteilt - andere nur von geringer 

Bedeutung. Unter diesen übrigen besitzen die Aktivitäten 

"Zusammenarbeit mit anderen Institutionen" und "Auswertung 

von Informationen", die jeweils etwa von jedem Fünften ange­

geben wurden, die größte Häufigkeit der Nennung. Rundschreiben 

und'Merkblätter sowie Ausstellungen werden am seltensten als 

Medium der Ansprache der Öffentlichkeit verwendet. Angesichts 

der Charakteristik der Vermögensdelikte ist die Seltenheit von 

Ausstellungen zur Prävention in diesem Bereich sicherlich sach­

lich zwingend. Die Abstraktheit diesffi Bereiches läßt sich nur 

schwer anschaulich darstellen. Ähnliches gilt in der Sache 

auch für Rundschreiben und Merkblätter, wenngleich sich da-

bei schon bessere Möglichkeiten ergeben. 
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2. Sachbearbeiter 

Im Rahmen von Beratungen kommt dem Faktor "Mensch" besondere 

Bedeutung zu. Der Beratende muß, um seine Aufgaben zufrieden­

stellend erfüllen zu können, über eine entsprechende Quali­

fikation verfügen. Sie ist insbesondere durch Berufsausbildung, 

Wissen und r~fahrungen gekennzeichnet. Daneben spielt aber auch 

die persönliche Einstellung des Beratenden zu seiner Tätig­

keit eine erhebliche Rolle. Bei der Befragung wurden diese 

Faktoren durch verschiedene Fragen zu erfassen versucht, deren 

Beantwortung nachfolgend wiedergegeben wird. 

a) Ausbildung 

(1) Außerpolizeiliche Berufsausbildung 

Die Berufsausbildung der Bedienstete im Betrug- und Wirtschafts­

kriminalitätsbereich, die freitextlich angegeben wurden, lassen 

sich in sechs Obergruppen zusammenfassen: 

- technische Berufe 

- kaufmännische Berufe 

- Handwerker 

- rechtlich und steuerfachlich ausgerichtete Berufe 

- Schulen, Wirtschaftsschulen 

- sonstige Berufe 

Die in der Beratung tätigen Beamten weisen folgende Berufs­

ausbildung auf: 

Tabelle 22: Berufsausbildung 

kaufmännische Berufe 

Handelsschule, Fachobers chule , 
Wirtschaftsgymnasium 

sonstige Berufe 

4 

2 

---------------------------------------
insgesamt 7 
==================================== 

Diese Angaben waren in 6 Fragebogen enthalten, 241 enthielten 

keine Angaben (wegen des Fehlens von Beratungskräften). 
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(2) Lehrgänge 

Die Freitextangaben zu den von den Sachbearbeitern der Betrugs­

und Wirtschaftskriminalität absolvierten Lehrgängen wurden in 

11 Gruppen eingeteilt: 

- Fachlehrgänge Betrugs- und Wirtschaftskriminalität bei der LPS 

- Fachlehrgänge Betrugs- und Wirtschaftskriminalität beim BKA 

- Fachlehrgänge Betrugs- und Wirtschaftskrimialität beim LKA 

- sonstige Fachlehrgänge Betrugs- und Wirtschaftskriminalität 

- Lehrgänge, Kurse, Seminare im Polizeibereich außer den 
vorgenannten 

- Kurse in Buchführung unö ähnlichem 

Einführung, Lehrgang und ähnliches in Datenverarbeitung 

- Lehrgänge, Kurse, Seminare außerhalb des Polizeibereichs 

- Fachtagungen (z.B. LPS, LKA, BKA, PFA, Justizbehörden, 
LPD, KPA) 

- außerpolizeiliche Ausbildungszweige 

- sonstige und nicht klar definierte Veranstal tungen. 

Die Lehrgangsausbildung der Beratungsbeamten sieht folgen­

dermaßen aus: 

Tabelle 23: Lehrgangsbesuch 

Fachlehrgänge Betrugs- und Wirtschaftskrimi­
nalität beim LKA 

sonstige Fachlehrgänge Betrugs- und Wirt­
schaftskriminalität 

Kurse in Buchhaltung und ähnlichem 

insgesamt 

2 

5 

4 

1 1 

======================================================= 

Diese Angaben waren in 6 Fragebogen enthalten, 241 ent­

hielten (mangels Beratungsbeamten) keine Angaben. 
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b) Berufserfahrung 

(1) Dauer der Zugehörigkeit zur Kriminalpolizei bzw. zur 

gegenwärtigen Organisationseinheit 

Um die Berufserfahrung der Kriminalbeamtencinschätzen zu 
können, wurde in den Fragen 14. und 15. um die Angaben 

"Zugehörigkeit zur Kriminalpolizei" und Zugehörigkeit zur 

jetzigen Organisationseinheit" gebeten. 
Für die in Beratungseinheiten tätigen Beamten ergibt sich 

folgendes Bild 

Tabelle 24: Berufserfahrung der Bediensteten 

Jahre von 0 1 3 5 10 
20 

bis 
Zugehörigkeit unter 1 3 5 10 20 Summe 

zur Kripo - - - 4 10 5 19 

zur jetzigen 
Organisations- 2 4 3 4 4 2 19 einheit 

Ausschließlich in der Beratung sind also überwiegend Beamte 
mit langjähriger Berufserfahrung tätig. Ein Vergleich mit den 

entsprechenden Zahlen für die Arbeitsbereiche allgemeiner Be­

trug und Wirtschaftskriminalität zeig~ daß dies für die dort 
beschäftigten Beamten - zumindest in Bezug auf die Dauer der 

Zugehörigkeit zur Kriminalpolizei - nicht im gleichen Maße zu­

trifft, obwohl auch dort vorwiegend erfahrene Beamte zum Einsatz 

kommen. 
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Tabelle 25: Zugehörigkeit der Bediensteten zur Kriminalpolizei 

~ 
Jahren 

Arbei ts 1 1-3 3-5 5-10 10-20 20 
bereich 

Allgemeiner 23 114 157 291 425 316 
Betrug 1 , 7 % 8,6 % 11 , 8 % 22,0 % 32,1 % 23,8 

Wirtschafts- 3 46 58 108 145 91 
kriminalität 0,7 % 10,2 % 1 2 , 9 % 23,9 % 32,2 % 20,2 

- . - - . - - . - 4 10 5 Betrugs-
beratung 21 , 1 % 52,6 % 26,3 

Tabelle 26: Zugehörigkeit der Bediensteten zur gegenwärtigen 

Organisationseinheit 

Dauer in 
Orga- Jahren 
nisation - 1 1-3 3-5 5-10 10-20 20 
einheit 

Allgemeiner 165 357 242 285 273 132 
Betrug 11 , 3 % 24,6 % 16,6 % 19,6 % 18,8 % 9, 1 

Wirtschafts- 59 89 11 3 99 80 33 
kriminalität 12 ,5 % 18,8 % 23,9 % 20,9 % 16,9 % 7,0 

Betrugs- 2 4 3 4 4 2 
beratung 10,5 % 2 1 , 1 5, 7 % 2 1 , 1 % 2 1 , 1 % 10,5 

% 

% 

% 

Summe 

1326 
% 

451 
% 

19 
% 

Summe 

1454 

473 

19 
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(2) Auswirkungen der übrigen Tätigkeiten auf die Berat~~g 

Neben der Berufserfahrung in zeitlicher Hinsicht können auch 

die übrigen, von den Beratungsbeamten durchzuführenden Tätig­

keiten Einfluß auf deren Beratungstätigkeit ausüben. 

Sei es, daß die anderen Dienstgeschäfte nur wenig Zeit für 

Beratungen lassen, sei es, daß sie zusätzliche Erkenntnisse 

und Erfahrungen für Beratungen liefern. Die Einflüsse anderer 

Tätigkeiten können sich also negativ wie positiv auf die Be­

ratungsarbeit auswirken. 

Für d±e Beantwortung der Frage (Nr. 21. des Fragebogens), wie 

sich die Tätigkeiten, die die Sachbearbeiter außer der Betrugs­

beratung zu erfüllen haben, auf letztere auswirken, waren 10 

Tätigkeitsbereiche vorgegeben worden. Außerdem bestand die 

Möglichkeit, weitere Tätigkeiten handschriftlich hinzuzufügen. 

Von dieser Möglichkeit wurde in 39 Fällen Gebrauch gemacht. 

24 mal wurden je eine weitere Tätigkeit, 15 mal je zwei wei­
tere Tätigkeiten genannt. 

Die Art der Auswirkung sollte als "förderlich","unterschied­

lieh", "hinderlich" oder "gar nicht" bezeichnet werden. 
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Tabelle 27: Auswirkung anderer Tätigkeiten 

I Art 

Zeile ausgefüll t Zeile : 

der Wirkung förder- unter- ·hin- gar- Summe nicht 
! 

Tätigkeit ' lieh schied- der- nicht aus ge- ins- , 

I füllt gesamt , 
lieh lieh , , 

i 
l 

! Ermittlungstätigkeit 

1 

allgemeiner Betrug 
I 

137 28 3 1 1 179 11 190 

Ermittlungstätigkeit 
Wirtschaftskrimi- i 
nalität 97 23 1 38 159 31 190 

I 

sonstige 
!' Ermittlungstätig-

keit 45 83 7 37 172 18 190 I 

sonstige 
Beratungstätigkeit 53 55 3 46 157 33 190 

Auswertung Melde-
dienst allgemeiner 
Betrug 94 43 2 30 169 21 190 

Auswertung Melde-
dienst Wirtschafts-
kriminalität 80 27 1 40 148 42 190 

Auswertung Melde-
dienst sonstige 
Kriminalität 28 76 7 53 164 26 190 

Dauerdienst 20 28 22 72 142 48 190 

Einsatz in Sonder-
kommissionen 20 23 30 69 141 48 190 

Präventionstätigkeit 
für Betrug 103 28 - 21 152 38 190 

sonstige 
Tätigkeiten 11 3 2 7 23 167 190 

überhaupt keine Angabe zu Frage 21. in 57 Fragebogen 
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überhaupt keine Angaben zu Frage 21. fanden sich in 57 

Fragebogen, immerhin fast einem Viertel (23,1 %) aller 

Antworten. 

Bei den 190 Fragebogen mit Angaben zu Frage 21. zeigt sich 

ein relativ deutliches Bild hinsichtlich der als förderlich 

angesehenen Tätigkeiten. In der Reihenfolge ihrer Häufigkeit 

wurden als "förderlich" bezeichnet: 

- die Ermittlungstätigkeit im Bereich allgemeiner Betrug, 

- die Präventionstätigkeit gegen Betrug, 
- die Ermittlungstätigkeit im Bereich Wirtschaftskriminalität, 

- die Auswertung des Meldedienstes allgemeiner Betrug. 

Ein deutliches übergewicht der Kennzeichnung "förderlich" 

zeigt sich auch noch bei der Auswertung des Meldedienstes 

Wirtschaftskriminalität. 

Auffällig ist bei den genannten Tätigkeiten der relativ hohe 

Anteil derer, die die Ermittlungstätigkeit im Bereich Wirt­

schaftskriminalität und die Auswertung des Meldedienstes 

Wirtschaftskriminalität als ohne Auswirkung bezeichnen. 

Dauerdienst und der Einsatz in Sonderkommissionen werden 

überwiegend als hinderlich oder ohne Einfluß auf die Be­

trugsberatungstätigkeit angesehen. Der Anteil derer, die 

diese Rubrik nicht ausgefüllt haben ist - im Gegensatz zu den 

Tätigkeiten, die überwiegend als "förderlich" gekennzeichnet 

wurden - relativ hoch. 

Die übrigen Tätigkeiten werden in ihrer Auswirkung auf die 

Betrugsberatung unterschiedlich beurteilt - entweder durch 

ein überwiegen der Antworten in der Spalte "unterschiedlich" 

oder durch annähernd gleich häufige Antworten in verschie­
denen Spalten. 

Die Antworten in der Spalte "hinderlich" sind zwar insgesamt 

nicht sehr zahlreich, dennoch aber einer besondern Bemer­

kung wert. Denn von der Sache her läßt sich die Auswirkung 

der angeführten Tätigkeiten kaum als hinderlich kennzeichnen 
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(bestenfalls als ohne Auswirkung), so daß die Antworten 

in dieser Spalte unter dem Aspekt Arbeitsaufwand und Zeit­

bedarf interpretiert werden müssen. Dem entsprechen auch 

ihre relative Häufung bei den Tätigkeiten "Dauerdienst" 

und "Einsatz in Sonderkommissionen". Der Zeit- und Arbeits­

aufwand für diese Tätigkeiten wird als hinderlich für die 
Betrugsberatung angesehen. 

(3) Wissen, das in der Beratung verwertet wird 

Für die Angabe der möglichen Quellen des in der Beratungs­

tätigkeit verwerteten Wissens bzw. der dort eingebrachten 

Erkenntnisse waren neun verschiedene Alternativen vorgegeben; 

ande~e Quellen konnten hinzugefügt werden. Ihnen war jeweils die 

Beurteilung "überwiegend", "häufig", "selten" oder "nie" hin­

sichtlich der Verwertung zuzuordnen. Angaben zu Frage 27. ent­

hielten 207 Fragebogen (83,8 %). Teilweise wurden allerdings 

nicht alle Zeilen (= vorgegebene Quellen) ausgefüllt. 
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Tabelle 28: Wissensquellen 

Q~ Zeilenan ue erl überwie- häufig (Vorgaben) Verwertung 
gend 

1- Erkenntnisse aus 
Ermittlungsverfahren 114 78 

2. Auswertung des 
Meldedienstes 12 79 

3. Eigene Karteien 24 65 

4. Sonstige präventive 
Tätigkeiten 2 35 

5. Eigenes Erfahrungs-
wissen 1 11 89 

6. Vorfeldarbei t 7 43 

7. Kontakte mit außer-
polizeilichen Stellen 1 2 71 

8. Anfragen bei übergeord-
neten Dienststellen 8 63 

9. Schulung 14 33 

1 o. Sonstige - 7 

[gabe 
selten nle 

8 3 

92 1 7 

52 51 

126 26 

6 1 

110 27 

107 7 

104 22 

84 54 

6 35 

keine 
ins ge- Zeilen-
samt angahc 

203 4 

200 7 

192 1 5 

189 18 

207 -

187 20 

197 10 

197 10 

185 22 

18 189 

.. 
zusammen 
jeweils 207 
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Die Auswertung der Angaben zeigt eine sehr deutliche Tendenz. 

überwiegend werden Erkenntnisse aus Ermittlungsverfahren und 

eigenes Erfahrungswissen als Informationsquellen der Be­

trugsberatung bezeichnet. Alle übrigen Quellen, die vorge­

geben worden waren, werden zumeist als selten angesehen. 

Das deckt sich auch mit dem Bild, das die Frage nach der 
Einholung zusätzlicher Informationen ergab. Sie wurde über­

wiegend verneint. 

illsammen genommen zeigen die Angaben zu diesen beiden Fragen, 

daß der Inhalt der Betrugsberatung im allgemeinen bestimmt 

wird von Erfahrungen und praktisch erworbenem Wissen der 

Beamten. Spezifischere Informationsquellen sind nur von un­

tergeordneter Bedeutung. Angesichts dieser Feststellungen 

darf sicherlich nicht übersehen werden, daß die ausgewer­

teten Antworten zugleich eine Selbsteinschätzung der Sach­

bearbeiter darstellen. 

c) Einschätzung der Betrugsberatungstätigkeit 

Einen wichtigen Anhaltspunkt für die Beurteilung der gegen­

wärtigen,Praxis polizeilicher Betrugsberatung stellt deren 

Einschätzung durch die damit beschäftigten Beamten dar. 

Im Fragebogen waren zwei Fragen enthalten (Nr. 30. und 32.), 
die unmittelbar auf solche Angaben zielten. 

(1) Wirksamkeit 

Die allgemeinere der beiden Fragen war auf eine globale Be­

urteilung der Wirksamkeit polizeilicher Betrugsberatung in 

ihrer gegenwärtigen Form gerichtet. Sie war getrennt zu be­

antorten für den Bereich der allgemeinen Betrugsdelikte und 

für die Wirtschaftskriminalität. Es zeigte sich ein deutlicher 

Unterschied zwischen diesen beiden. Während hinsichtlich 
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der allgemeinen Betrugskriminalität 210 Antworten gegeben 

wurden und diese (210) immerhin zu fast zwei Dritteln (62,4 %) 
positiv waren, wurde die Wirksamkeitsfrage hinsichtlich der 

Wirtschaftskriminalität nur in 179 Fällen beantwortet und da­

von nur zu gut einem Drittel (36,3 %) positiv. 

Tabelle 29: Einschätzung der Wirksamkeit polizeilicher Betrugsberatung 

in % der 
absolut Antworten 

- bei allgemeinen Betrugsdelikten: 

positiv 131 62,4 % 

negativ 79 37,6 % 

100,0 % 

Antworten 210 

keine Angaben 37 

Summe 247 

in % der 
Befragten 

53,0 % 

32,0 % 

85,0 % 

15,0 % 

100,0 % 
========================================= 

- bei Wirtschaftsdelikten: 

positiv 

negativ 

Antworten 

keine Angabe 

65 

114 

179 

68 

36,3 % 26,3 % 
63,7 % 46,2 % 

100,0 % 

72,5 % 
27,5 % 

247 Summe 1 00 , ° %. 
========================================= 

Insgesamt zeigte die Einschätzung der eigenen Beratungstätig­

keit durch die Beamten also ein positives Bild im Hinblick auf 

die Erscheinungsformen des allgemeinen Betrugs (Schwindel), 

während es ausgesprochen negativ im Hinblick auf die Wirtschafts­

kriminalität ausfällt. Das negative Bild wird bestätigt durch 

die Beantwortung der spezielleren Frage nach dem für notwendig 

erachteten Zeitaufwand. 
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(2) Zeitbedarf 

Auf die Frage (Nr. 30.), ob zukünftig mehr Zeit für die Be­

trugsberatung aufzuwenden sei, ergaben sich folgende Ant-

Tabelle 30: Zeitbedarf 

absolute 
Häufigkeit 

in % der 
Antworten 

in % der 
Befragten 

Bisheriger Zeitaufwand 
ist nicht ausreichend 

Nein 82 

ohne Begründung 37 
mit Begründung 45 

Ja 132 

ohne Begründung 29 
mi t Be gründung 103 

Antworten 214 
keine Angabe 33 

Summe 247 

38,3 % 

17,3 
21,ö 

61,7 % 

13,6 
48,1 

100,0 % 

% 
% 

% 
% 

33,2 % 

53,4 % 

86,6 % 
13,4 % 

100,0 % 
==================================================================================== 

Es kommt ein deutliches Bedürfnis nach mehr Zeit für die Be­

trugsberatungstätigkeit zum Ausdruck. Gleichwohl wurde von 

vielen Befragten betont, daß ein mehr an zur Verfügung stehen­

den Zeit für die Beratung nicht das ausschlaggebende Kriterium 

zu deren Verbesserung darstelle 1). Das kommt insbesondere in 

allen Begründungen von negativen Antworten zum Ausdruck. Sie 

lauten im einzelnen: Anzahl 

- bisherige Beratung ausreichend, kein größerer Bedarf 

- rechtliche Beschränkungen 

- andere Maßnahmen eher erforderlich 

- Arbeitsbelastung zu groß 

- fehlender Nutzen der Beratung 

- sonstige Antworten 

insgesamt 

24 

5 

5 

4 

4 

3 

45 
==================================================================== 

1) Vgl. dazu die Antworten auf Frage 38., die unter C.6.b)(1) 
wiedergegeben werden 
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Nicht immer wird die gegenwärtige Situation überhaupt als 

unzureichend empfunden (Begründungen: Beratung ausreichend, 

kein größerer Bedarf). 

Von einer deutlichen Mehrheit wird jedoch der bisherige 

Zeitaufwand für Betrugsberatungstätigkeiten als zu gering 

angesehen. Als Gründe für eine Aus~i~ng der zur Verfügung 

stehenden Zeit wurden genannt: 

(a) Aufklärung, Abbau von Unkenntnis, Bekanntmachung 
von Betrugspraktiken 

(b) Prävention 

(c) Rückgang der Delikte 

(d) Schadensminderung 

(e) "richtige" Beratung ist besonders wirksam 

(f) steigende Zahl komplizierter Betrugsfälle 

(g) Adressatenkreis erweitern 

(h) bisherige Möglichkeiten sind unzureichend 

(i) Rechtsfragen sind zu lösen 

(k) sonstige Antworten 

insgesamt 

Anzahl 

25 

16 

1 1 

1 1 

10 

7 

6 

5 

4 

1 1 

106 
============================================================ 

Die Zahl von Gründen ist höher als die der begründeten Ant­

worten, weil teilweise mehr als ein Grund angeführt wurde. 
Für Schlußfolgenmgen eignen sich folgende Zusammenfassungen 

von Gründen: 

- Es bestehen Vorstellungen darüber, was die Betrugsbe­
ratung bei den Adressaten bewirken soll 
(a), (d), (i) 

- die Anforderungen steigen, doch die Beratung hinkt 

hinterher 

(f), (g), (h) 

- mehr Information ist notwendig 

(a), (f), (g) 

40 

18 

38 
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3. Art und Umfang der BeratungSleistungen 

a) Bereitgestelltes Personal 

Entsprechend dem Charakter der Beratung 1) ist die mensch­

liche Arbeitskraft, d.h. also hier der heratende Beamte, 

der wichtigste Faktor, der für eine solche Dienstleistung 

eingesetzt werden muß. Auf den Umfang des Einsatzes von 

menschlicher Arbeitskraft zielten die Nr. 20. und 22. des 

Fragebogens. 

(1) Zahl der Sachbearbeiter 

Zunächst wurde um die Angabe der Zahl der Sachbearbeiter, 

die ausschließlich In der Betrugsberatung tätig sind, ge­

beten (Frage 20.). Erwartungsgemäß gab es kaum Zahlenan­

gaben in den Antworten. In drei Viertel aller Fragebogen 

(187) wurde mit "Null" geantwortet; weitere 54 Fragebogen 

enthielten keine Angaben. Nur in den verbleibenden 6 Frage­

bogen wurde "1" oder "2" als Zahl der Sachbearbeiter an­

gegeben. 

Tabelle 31 : Zahl der Sachbearbeiter 

keine Angabe 54 21 ,9 ~ 
0 

0 187 75, 7 % 

1 4 1 ,6 % 

2 2 0,8 % 

insgesamt 247 100,0 % 
============================================ 

Unter den befragten verfügen also 6 Dienststellen über ins­

gesamt 8 Sachbearbeiter, die ausschließlich in der(Betrugs-) 

Beratung tätig sind. 

1) Vgl. oben B.l c) und B. 2. 
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(2) Anteil der Arbeitszeit 

Soweit keine Sachbearbeiter zur Verfügung stehen, die aus­

schließlich in der Betrugsberatung tätig sind, ist nach dem 

Anteil der wöchentlichen Arbeitszeit, die den "nebenamt­

lichen Beratern" zur Verfügung steht, zu fragen (Nr. 22. 
der Fragebogens). 

Tabelle 32: Anteil der wöchentlichen Arbeitszeit, der für 
Betrugsberatung zur Verfügung seht 

keine Angabe 57 23,1 % 
explizit "0" 20 8,1 % 
unter 5% 25 10,1 % 
5% bis unter 10% 36 14,6 % 
10% bis unter 100% 14 5,7 % 
100% 1 0,4 % 
Angaben wie: "nach Bedarf", 94 38,1 % "gelegentlich " 

insgesamt 247 100,0 % 
================================================ 

In fast einem Drittel aller Fälle (Antwort fehlt oder aus­

drücklich "O") steht keine Arbeitszeit für Beratung zur Ver­
fügung (ggf. auch mangels Nachfrage). 

Nach Bedarf wird immerhin in mehr als einem Drittel der Fälle 

Personal bereitgestellt (38,1 %). Zusammen mit den Beamten, 

dle weniger als 5 % ihrer Arbeitszeit auf die Betrugsberatung 
verwenden (10,1 %), macht das etwa die Hälfte aller Fälle aus 

(48,2 %). Werte von 10 % der Arbeitszeit oder darüber sind 
äußerst selten (6,1 %). 
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b) Gestaltung der Beratung 

Neben dem bereitgesetllten Personal, dessen Fähigkeiten 

und Erfahrungen bestimmen der Zeitaufwand für die ein­

zelne Beratung und die im Zusammenhang mit den Anfragen 

durchgeführten Maßnahmen die Qualität polizeilicher Be­

trugsberatungstätigkeit. Insbesondere letzteres steht 

in einem engen Zusammenhang mit den bereits dargestellten 

Eigenschaften der beratenden Beamten1). 

(1) Zeitaufwand für die einzelne Beratung 

Unter Nr. 29. des Fragebogens wurde um eine Einschätzung 

des Zeitaufwandes für die einzelne Betrugsberatung ge-

beten. Es waren sechs Zeitspannen (~ 15 Minvten, 15-30 Minuten, 

30-60 Minuten, 1-2 Stunden, > 3 Stunden) vorgegeben. 

Sie sollten jeweils durch die Attribute "überwiegend", 

"häufig", "selten" oder "nie" gekennzeichnet werden. 

Tabelle 33: Zeitaufwand für die einzelne Beratung 
Zeile 

~ 
nicht Sunnne 

aus ge- der 
Zeitaufwand überwiegend häufig selten nie insgesamt füllt Antworten 

< 15 min. 83 30 61 15 189 16 205 
43,9 % 15,9 % 32,3 % 7,9 % 

15-30 min. 68 59 62 3 192 13 205 
35,4 % 30,7 % 32,3 % 1,6 % 

30-60 min. 19 27 97 40 183 22 205 

10,4 % 14,6 % 53,0 % 21,9% 

1 - 2 Std. 1 9 73 100 183 22 205 

0.5 % 4.9 % 39,9 % 

2 - 3 Std. - - 33 148 181 24 205 
18,2 % 81,8% 

> 3 Std. - - 12 169 181 24 205 
6,6 % 93,4% 

1) Vgl. oben C.2. 
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In 42 Fragebogen (17,0 %) wurde überhaupt keine Angabe zu 

dieser Frage gemacht. Bei den übrigen 205 zeigt sich, daß 

die einzelnen Zeilen mit wachsenden Zeitaufwand-Vorgaben 

immer seltener ausgefüllt wurden. Beratungen von mehr 

als einer halben Stunde sind in einigen Fällen wohl über­

haupt nicht denkbar, so daß nicht einmal die Kategorie 

"nie" angekreuzt wurde. Diese Tendenz zeigt sich auch in 

den Zeilen im einzelnen. 

Während die ersten beiden Zeilen (~ 15 Minuten, 15-30 Minu­

ten) jeweils zu ca. 60 % (59,8 % bzw. 66,1 %) mit "überwiegend" 

oder "häufig" bezeichnet wurden, treten Beratungen von 

30 - 60 minütiger Dauer bereits bei mehr als der Hälfte 

der Antwortenden (53,0 %) selten und bei fast einem Viertel 

(21,9 %) nie auf. Beratungen von 1 bis 2-stündiger Dauer 

werden von zwei Fünftlen der Antwortenden (39,9 %) selten, 

von 54,6 % nie geleistet. über 2-stündige Beratungen 

sind äußerst selten; 81,8 % bzw. 93,4 % der Antworten laute­

ten "nie". Auch die fehlenden Zeilenangaben kann man darüber 

hinaus sicherlich als "nie" interpretieren. 

Die meisten Beratungen dauern also bis zu einer halben Stunde, 

eine längere Dauer bildet die Ausnahme. 

(2) Einholen zusätzlicher Informationen 

Auf welchem Informationsstand wird Betrugsberatung geleistet? 
Greift der Sachbearbeiter allein auf sein Erfahrungswissen zu­

rück 1) oder holt er ganz speziell für d1e einzelne Beratung 

zusätzliche Informationen ein? 

Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus Tabelle 34. 

1) V gl. da zu D. 2. b) (2) 
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Tabelle 34: Zusatzinformation 

Häufigkeit Zeile aus ge fUll t 

über-
Zusatzinformation wiegend häufig selten 

Be trugs beratung 120 52 26 

erfolgt unmittel-

bar auf Anfrage 59,4 % 25,7 % 12,9 % 

Be trugs beratung 30 64 99 

erfol~ nach Ein- 15,3 % 32,7 % 50,5 % 
~olen zusätzlicher 

Informationen 

unterschiedliches 12 19 88 
~orgehen 

8,8 % 14,0 % 64,7 % 

nie 

4 

2,0 % 

3 

1,5 % 

17 

12,5 % 

Zeile 
nicht 

ins- aus ge-
gesamt füllt 

202 6 

100,0 % 

196 12 

100,0 ~ 
0 

136 72 

100,0 % 

zusammen Je­
weils 208 
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Die Ergebnisse in Tabelle 34 zeigen deutlich, daß Betrugs­

beratung überwiegend unmittelbar auf eine Anfrage hin er­

folgt. Eine sofortige Beratung wird von 59,4 % der Antwortenden 

als überwiegend und von 25,7 % als häufig bezeichnet, während 

zusätzliche Feststellungen nur von 15,3 % überwiegend und von 

32,7 % häufig betrieben werden. Eine unterschiedliche Hand­

habung der Einzelfälle ist selten anzutreffen (nur von 136 der 

Antwortenden überhaupt angegeben, davon zu 77,2 % als selten 

oder nie bezeichnet). 

(3) Weitere Tätigkeiten infolge von Beratungsanfragen 

Neben der Informationsbeschaffung sind weitere Aktivitäten 

der beratenden Beamten denkbar, die sie als Folge von 

Beratungsanfragen bzw. Beratungen durchführen. Neben der 

Informationsbeschaffung sah Nr. 28. des Fragebogens vier 

weitere typische Maßnahmen (Auswertung der Information, 

Kontaktaufnahme zu Stellen außerhalb des Justizbereichs, 

Anzeigeaufnahme, Aufnahme in Statistik) als Vorgaben vor, 

außerdem war Raum für weitere zu spezifizierende Tätigkeiten 

gelassen (Freitext). Diese Tätigkeiten sollten wiederum 

als überwiegend, häufig, selten oder nie gekennzeichnet 

werden. 
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Tabelle 35: Folgeaktivitäten 

~ 
Zeile ausgefüllt Zeile 

nicht eit über- ins- aus ge-
Aktivität wiegend häufig selten nie gesamt füllt 

weitere Infor- 42 114 40 2 198 8 
mationsbeschaf. 

Auswertung der 66 120 15 - 201 5 
Infonnationen 

Kontaktaufnahme 
8 71 107 10 196 10 

zu Stellen a. d. 

Justiz 

Anzeigenauf- 61 110 33 - 204 2 
nahme 

Aufnahme in' 40 55 40 48 185 23 
Statistik 

Sonstige 5 13 12 - 30 176 

überhaupt keine Angaben über durchgef.ühte Folgeaktivitäten 

machten 41 der Befragten. 

Sunnne 

206 

206 

206 

206 

206 

206 

Eine eindeutig überwiegende FOlgeaktivität fehlt. Die Maßnahmen 

"wei tere Informationsbeschaffung", "Auswertung der Informationen" 

und Anzeigenaufnahme" sind jedoch am stärksten vertreten. Sie 

zeigen Werte von 78,4 %, 91,7 % bzw. 84,7 % in den Antwortkate­

gorien "überwiegend" und "häufig". Kontaktaufnahme zu Stellen 
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außerhalb des Justizbereichs efolgt dagegen selten bis nie 

(zusammen 60,6 %). Hinsichtlich der Aufnahme in Statistiken 

halten sich "überwiegend" bis "häufig" und "selten"bis "nie" 

in etwa die Waage. Sonstige Aktivitäten wurden nur in 30 Fällen 

angegeben, wobei diese auch zumeist selten erfolgen. 

c) Gegenstand der Beratung 

Un ter den Nrn. 36. und 37. ·des Fragebogens wurde nach den 

Erscheinungsformen der Betrugs- und der Wirtschaftskrimi­

nalität gefragt, die Gegenstand der Betrugsberatungen 

sind bzw. die sich nach Einschätzung der Befragten für eine 

Beratung eignen. Die Vielfalt der aufgeführten Erscheinungs­

formenzeigte keine erkennbaren Schwerpunkte. Die verwendeten 

Begriffe sind inhomogen. Eine Einteilung in Ober- und Unter­

begriffe ist nicht möglich, da die Begriffe verschieden ge­

braucht werden. Eine Trennung in Delikt und Beschreibung einer 

Erscheinungsform ist nicht möglich. Etwa ein Viertel der Be­

griffe wurde sowohl für Betrugs- wie auch für Wirtschafts delikte 

verwendet. Nicht alle Begriffe in der Rubrik "Wirtschatskrimi­

nalität" entsprechen den Richtlinien zum Nachrichtenaustausch. 

Unter der Rubrik "Betrugskriminalität" finden sich hauptsächlich 

Formen von Schwindel, mit Differenzierungen, die die Art des 

Schwindels bezeichnen. Viele Begriffe sind so gefaßt, daß eine 

eindeutige Zuordnung zur Betrugskriminalität oder zur Wirt­
schaftkriminalität nicht möglich ist. Insgesamt legt dies 
den Schluß nahe, daß sich keine Erscheinungsformen finden, 

denen entweder einheitlich eine besondere Eignung für eine 

Prävention durch Beratung zugesprochen wird oder die schwer­

punktmäßig Gegenstand der tatsächlichen Beratungen sind. 
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d) Häufigkeit 

(1) Anzahl der Beratungsfälle 

Tabelle 36: Geschätzte Anzahl der Betrugsberatungsfälle 
im Jahre 1975 

Zahl der BeratlIDgen in % von in % von 
Anzahl der 178 247 von bis lIDter Diens ts te llen 

1 20 10 5,6 % 4,0 q. 
0 

20 30 22 12,4 % 8,9 % 

30 SO 21 11,8 % 8,5 % 

SO 70 29 16,3 % 11,7 % 

70 100 12 6,7 % 4,9 % 

100 150 21 11,8 % 8,5 % 

150 200 12 6,7 % 4,9 % 

200 300 22 12,4 % 8,9 % 

300 500 17 9,6 % 6,9 q. 
0 

500 12 6,7 % 4,9 % 

100,0 % 72,1 % 

Angaben insgesamt 178 
keine Angebe 69 27,9 % 

247 100,0 % 
===================================================================== 

Die Gesamtzahl der in den Fragebogen angegebenen Beratungs­

fälle im Jahre 1975 beläuft sich auf 33712. Dabei ist zu 

berücksichtigen, daß teilweise geschätzte oder gerundete 

Zahlen, in anderen Fällen exakt ermittelte Zahlen in die 
Addition eingingen. 
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Um festzustellen, von welchen Einflußfaktoren der Umfang 

der Beratungstätigkeit bestimmt wird, wurden verschiedene 

dieser Größen (Anzahl der Einwohner, Gesamtkriminalität, 

Betrugs- und Wirtschaftskriminalität, Zuweisung der Be­

arbeitszeit) mit den angegebenen Häufigkeitszahlen in 

Verbindung gesetzt. Es zeigten sich jedoch keine sig­

nifikanten Zusammenhänge zwischen diesen Faktoren und 

dem Umfang der Beratungstätigkeit. Es war lediglich fest­

zustellen, daß Einwohnerzahl und Beratungsfälle tendenzielle 

Zusammenhänge aufweisen: 

Je höher die Einwohnerzahl des Zuständigkeitsbereichs der 

befragten Dienststelle, desto eher zeigen die Zahlen der 

Beratungsfälle höhere Werte. 

Tabelle 37: Häufigkeit und Einwohnerzahl 

~ 
20 30 50 70 100 I 150 200 300 und 

fälle bis 
20 bis mehr 

Einwohner .. 29 49 69 99 149 199 299 zahl 

keine Angabe 1 4 5 4 5 2 3 2 3 

bis 50 000 1 5 1 @ • 1 1 1 .. 
50 000 bis 99 999 2 4 CD 5 .. 3 .. 1 3 

100 000 bis 149 999 3 5 4 @ 2 3 1 1 3 

150 000 bis 249 999 1 2 .. 4 2 Q) 3 4 5 

250 000 bis 499 999 .. 1 2 2 2 5 1 ® 7 

500 000 bis 999 999 .. .. .. .. 1 1 3 1 Q) 

1 000 000 und mehr 2 1 .. .. .. 1 .. 1 CD 
Spaltensumme 10 22 21 29 12 21 12 22 29 

(keine Angabe zu Beratungsfällen: 69) 

Zeilen-
SUIMIe 

29 

16 

27 

30 

26 

31 

11 

8 

178 

Der jeweils häufigste Zeilenwert liegt mit steigender Einwohner­

zahl bei höheren Beratungszahlen. Vergleicht man die Häufigkeits­

zahlen von weniger als 100 Beratungen und mehr als 100 Beratungen 
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für die einzelnen Gruppen von Einwohnerzahlen, so zeigt sich, 

daß der Anteil der Dienststellen mit 100 und mehr Beratungen 

mit der Einwohnerzahl zunimmt. 

Tabelle 38: Häufigkeitsgruppen und Einwohnerzahl 

~ Einwohnerz~l 
von bis unter -< 100 c-:. 100 

- 50.000 81,2 % 18,8 

50.000 100.000 74, 1 % 1 25,9 % 

100.000 150.000 73,3 % 1 26,7 % 
--

150.000 250.000 34,5 % 1 65,5 % 

250.000 500.000 22,6 j 77,4 % 

500.000 1.000.000 9,1%J" 90,9 % 

1.000.000 - 37,5 % 62,5 % 

Als Aussage läßt sich daher lediglich festhalten, daß die Be­

ratungshäufigkeit noch am ehesten von der Zahl der Einwohner 

des jeweiligen Bereiches (positiv) beeinflußt wird. Vom Charak­

ter der Beratungstätigkeit her gesehen ist diese Aussage 

plausibel: die Initiative zu Beratungen muß von den Ratsuchen­

den ausgehen; bei ungefähr gleicher Prädisposition für die 

Inanspruchnahme von Beratungsleistungen werden dort mehr Be­

ratungen geleistet, wo durch höhere Einwohnerzahlen (je bera­

tender Dienststelle) eine größere Nachfrage besteht. 

Der Umfang der polizeilichen Betrugsberatung ist unter diesen 

Gesichtspunkten in erster Linie eine nachfragebestimmte Größe. 

Die konkrete Gestaltung der Beratung durch die Dienststelle 

und die Beamten hat weniger (keinen in der Befragung erkenn­

baren) Einfluß darauf. Deshalb muß den Nachfragern und der 

Anregung ihrer Nachfrage nach Beratungsleistungen besonderes 

Augenmerk bei der zukünftigen Gestaltung der Vorbeugungstätig­

keit und speziell der Betrugsberatung geschenkt werden. 
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(2) Tendenz 

Geben die im vorausgehenden Tendenzabschnitt wiedergegebenen 

Zahlen ein ungefähres Bild über das Ausmaß der Beratungstätig­

keit im Jahre 1975, so bringen die Antworten auf die Frage nach 

der Entwicklungstendenz ein dynamisches Moment in die Be­

trachtung. Für die zukünftige Gestaltung polizeilicher Tätig­

keiten sind solche Feststellungen oder Einschätzungen un­

gleich lvichtiger als statische Angaben vergangener Zeiträume. 

Es zeigte sich, daß der weitaus überwiegende Teil der Ant­

wortenden eine zunehmende Tendenz bei der Anzahl der Be­

trugsberatungen feststellte. Wenn diese Beobachtung für 

den Zeitraum 1970 bis 1975 auch keine unmittelbare Extra­

polation erlaubt, gestattet sie es dennoch, von einem 

im allgemeinen stetig wachsenden Bedarf an Betrugsberatung 

zu sprechen - sei es, daß die Delikte häufiger werden, sei 

es, daß die Bevölkerung aufmerksamer reagiert, sei es, daß 

die Hemmschwelle, eine polizeiliche Beratung in Anspruch zu 

nehmen, abgebaut wird. 

Die Befragung ergab folgende Einschätzungen der Tendenz 

Tabelle 39: Entwicklung der Anzahl der Betrugsberatungsfälle 
1970 bis 1975 

Zahl der Antworten 

Tendenz absolut in % von 192 in % von 247 

steigend 166 86,5 % 67,2 % 

fallend 16 8,3 % 6,5 % 

gleichbleibend 10 5,2 % 4,0 % 

100,0 % 
insgesamt Angaben 192 77,7 % 

keine Angaben 55 22,3 % 

SlUTIITle 247 100,0 % 
=========================================================================== 
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Anmerkung zur Tabelle: 

Vorgegeben waren nur die Antwortmöglichkeiten "steigend" 

und "fallend". In einigen Fragebogen wurde stattdessen 

"gleichbleibend" (oder Sinngemäßes) eingetragen. Deshalb 

erscheint es möglich, daß auch einige derer, die keine An­

gabe zur Tendenz der Beratungsfälle machten, weder fallend 

noch steigend ankreuzten, da ihre Beobachtung eine gleichblei­

bende Tendenz. zeigte, ohne daß sie dies handschriftlich 

eingetragen hätten. 

4. Anfrager 

a) Personengruppen 

Bei der Frage, welche Personen (natürliche wie juristische) 

wegen einer Beratung bei den Polizeidienststellen anfr~gen, 

waren 4 Gruppen vorgegeben: Privatpersonen, Geschäftsleute, 

Institutionen, staatliche Stellen. Ihnen sollten Häufigkeiten 

zugeordnet werden, die wie folgt vorgegeben waren: über­
wiegend, häufig, selten, nie. 

Aus Gründen der Logik war es an sich nicht möglich, die An-

gabe "überwiegend" bei mehr als einer Gruppe anzukreuzen. 

Dennoch wurden vereinzelt zwei Gruppen so gekennzeichnet. Alle 
übrigen Häufigkeitsattribute konnten durchaus mehrfach ange­

kreuzt werden. Einzelne Attribute konnten auch bei keiner 

Personengruppe angekreuzt sein. Deshalb sind die einzelnen Spalten 

der nachfolgenden Tabelle nicht gleichhäufig besetzt. 
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Tabelle 40: Anfragende Personengruppen 

Häufig-
Zeile aus ge füll t x) 

keit über-
Personengrupp wiegend häufig selten 

142 38 27 
Privatpersonen 67,9% 18,2% 12,9% 

22 80 103 
Geschäftsleute 10,5% 38,3% 49,3% 

Institutionen 3 13 133 

1,4% 6,2% 63,7% 

staatliche - 5 85 
Stellen 2,4% 40,7% 

(keine AngaBen enthielten 38 Fragebogen) 

x) in Prozent der Antwortenden (=209) 

Zeile 
nicht 

Ins- aus ge-

nie gesamt füll t xJ 

- 207 2 

99,0% 1,0% 

3 208 1 

1,4% 99.5% 0,5% 

J 
57 I 206 3 

27,3% 98,6% 1,4% 

115 205 4 

55,0% 98,1% 1,9% 

Als Anfrager treten überwiegend Privatpersonen auf. Ge­

schäftsleute sind bei einigen Dienststellen immer noch 

häufig, wenn auch größtenteils selten/anzutreffen. So­

wohl hinsichtlich der Privatpersonen wie auch hinsicht­

lich der Geschäftsleute fällt die Antwortkategorie "nie" 
kaum ins Gewicht. 

Diesen beiden gegenüber treten Institutionen als Anfrager 

selten bis nie, staatliche Stellen so gut wie nie auf. 

Insgesamt ist festzustellen, daß Privatpersonen die 

häufigste Anfragergruppe bilden, und zwar mit deutlichem 

Vorsprung vor den Geschäftsleuten, die auch wieder deut­

lich vor den Institutionen liegen. Staatliche Stellen 

SLITTlJTle 
: 
I 

209 

100,0% 

209 

I 100,0% 

209 

100,0% 

209 

100,0% 
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fallen als Anfrager nicht ins Gewicht. Die unter "selten" 
oder"häufig" gemachten Angaben betreffen wahrscheinlich 

auch weniger echte Beratungsanfragen, sondern Anskünfte 
im Rahmen der Amtshilfe. 

Interpretiert man die vorausgehende Tabelle von den Spalten 

her, so bes tä tigt sich dieses Bil d: in der Gruppe "überwiegend" 

dominieren die Privatpersonen, in der Gruppe "häufig" die 

Geschäftsleute, bei "selten" die Institutionen und bei "nie" 
die staatlichen Stellen jeweils recht deutlich. 

b) Form der Anfrage 

Als Form der Anfrage kommen in Betracht: persönliche 

Vorsprache, telefonische Anfrage, schriftliche Anfrage. Auch 

ihnen sollten wieder die Häufigkeitsattribute "überwiegend", 

"häufig", "selten" oder "nie" zugeordnet werden. Es ergab sich 

ein relativ klares Bild. Nimmt man die Antwortkategorien "überwiegend" 

und "häufig" zusammen, weisen persönliche Vorsprache und tele­

fonische Anfrage in etwa die gleiche Häufigke'i t der Nennung auf, 

während schriftliche Anfragen von 95,7 % der Antwortenden 
als selten oder nie vorkommend bezeichnet werden. 
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Tabelle 41: Form der Anfrage 

Zeile aus~efülltx) Zeile 
Häufigkeit nicht 

über- ins- aus ge-
Form ~iegend häufig selten nie gesamt fÜllt") 

90 48 66 - 204 4 
persönliche 
Vo rsp rache 43,3% 23,1% 31,7% 98,1% 1,9% 

50 85 69 2 207 2 
telefonische 
Anfrage 24,0% 40,8% 33,2% 1,0% 99,0% 1,0% 

2 4 146 53 205 3 
schriftliche 
Anfrage 1,0% 1,9% 70,2% 25,5% 98,4% 1,4% 

~umme 142 137 281 55 616 -

x) in Prozent der Antwortenden (= 208) 

c) Anlaß der Anfrage 

Unter Nr. 25. des Fragebogens waren die Anlässe, die zur 
Anfrage seitens der Ratsuchenden führen,' anzugeben. Als An­
lässe waren vorgegeben-: 

- bevorstehender Geschäftsabschluß, 

Seriosität einer bestimmten Firma, 

- Seriosität einer bestimmten Person, 

- allgemeine Verhaltensregeln im Geschäftsverkehr, 
- Rechtsfragen, 

- .sonstige Anlässe (waren handschriftlich einzutragen). 

Ihnen waren wiederum die Häufigkeiten "überwiegend", "häufig", 
"selten" oder "nie" durch Ankreuzen zuzuordnen. 
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208 

100,0% 

208 

100,0% 

208 
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Tabelle 42: Anlaß der Anfrage 

~~ 
Zeile ausgefülltx) Zeile 

Jücht 
über- lns- aus ge-

Anlaß wiegend häufilig selten nie gesamt fülltx) Sunnne 

30 58 89 21 198 11 209 
bevorstehender 
Geschäfts abschluß 14,4% 27,7% 42,6% 10,0% 94,7% 5,3% 100,0% 

41 82 79 6 208 1 209 
Seriosität 
einer Finna 19,6% 39,2% 37,8% 2,9% 99,5% 0,5% 100,0% 

27 90 82 7 206 3 209 
Seriosität 
einer Person 12,9% 43,1% 39,2% 3,4% 98,6% 1,4% 100,0% 

27 75 90 13 205 4 209 
Verhaltens-
regeln 12,9% 35,9% 43.1% 6,2% 98,1% 1,9% 100,0% 

22 83 84 14 203 6 209 
Rechtsfragen 10,5% 39.7% 40,2% 6,7% 97,1% 2,9% 100,0% 

6 15 9 - 30 179 209 
sonstige 

2,9% 7,2% 4,3% 14,4% 85,6% 100,0% 

x) in Prozent der Antwortenden (= 209). 

- 89 -



Schaubild 4: 
Anlaß der Anfrage 
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Es zeigt sich ein deutliches Überwiegen der Angaben 

"häufig" und "selten" bei allen Anlässen der Anfrage. 

Das Bild ist insowei t zienlich einhei tlich. Deshalb 

lassen sich auch nur wenige terrlenzielle Aussagen treffen. 

Als überwiegender oder häufiger Anlaß läßt sich am ehesten 

die Frage nach der Seriosität einer Firma bezeichnen. 

Vielleicht ein wenig überraschend ist bei dem Anlaß 

"bevorstehender Geschäftsabschluß" die Tendenz zu den 

Kategorien "selten" und "nie" mit der relativ höchsten 

Besetzung (52,6%) dieser beiden Spalten (zusammengenommen) 

unter allen Anlässen. Denn bei einem solchen Anlaß wäre 

eine echt präventive Wirkung der Beratung möglich. Daß die 

Ratsuchenden jedoch meist erst nach Abschluß eines Ge­

schäftes zur Beratung kommen, bestätigen die übrigen An­

lässe, insbesondere auch die Feststellung, daß unter sonstigen 

Anlässen meist "bereits getätigte Geschäftsabschlüsse" 

(oder Synoymes) argegeben wurde. 

5. Externe Einflüsse 

Das Umfeld, in das Ratsuchender und Beratender eingebettet sind, 

übt in vielfältiger Weise Einfluß auf die Beratungstätigkeit 

aus. Einmal wird die Beratungsanfrage in aller Regel durch 

das soziale Umfeld des Ratsuchenden ausgelöst, zum anderen be­
darf es für eine wirksame Beratung oft gewisser Kontakte des 
Beratenden zu außenstehenden Institutionen oder Personen -

sei es, daß diese Informationen liefern, oder sei es, daß der 

Ratsuchende an sie weiterverwiesen werden kann. Schließlich 
übt das geltende Recht Einfluß auf Gegenstand und Ausmaß 

der Beratungstätigkeit aus. Nachfolgend werden zunächst die 

Kontakte der Beratenden nach Richtung und Art dargestellt, 

daran anschließend werden die übrigen erhobenen externen Ein­
flüsse erläutert. 

- 91 



- 91 -

a) Kontakte/Zusammenarbeit 

Unter Nr. 33. des Fragebogens sollten diejenigen Stellen 

außerhalb der Strafverfolgungsbehörden angegeben werden,~mit 

denen eine Zusammenarbeit besteht. Es konnten bis zu neun 

Institutionen bzw. Personen (-gruppen) eingetragen werden. 

Die Art des Kontakts bzw. der Zusammenarbeit sollte jeweils 

angekreuzt werden. Dabei karnen in Frage: 

- gegenseitiger Informationsaustausch 

- Informationsabgabe, 

- Verweisung der Ratsuchenden an diese Stelle, 

- Beeinflussung dieser Stelle, tätig zu werden, 

- sonstige Formen. 

Trotz der ausdrücklichen Anweisung, nur die häufigste Art 

der Zusammenarbeit anzukreuzen, wurden Mehrfachnennungen vor­

genommen. Sie wurden in die Auswertung übernommen. Ein an­

derer, logischer Fehler wurde jedoch bereinigt. Teilweise wurden 

die Spalten "gegenseitiger Informationsaustausch", "Infor­

mationsgewinnung" und "Informationsabgabe" zugleich angekreuzt. 

Die beiden letzteren Kategorien sind jedoch in der ersten ent­

halten, so daß sie nur dort zu erfassen sind. Dies wurde bei der 

Auswertung berücksichtigt. 

Die Institutionen bzw. Personengruppen, die als Freitext ein­

getragen wurden, wurden bei der Auswertung in 11 Gruppen ein­

geteilt. Die Ergebnisse sind in den beiden folgenden Tabellen wie­
dergegeben. 

- 92 -



- 92 -

(1) Institutionen und Personengruppen 

Tabelle 43: Kontakte/Zusammenarbeit 

Kontakte zu 

- Behörden (außer Strafverfolgung) 

Unternehmen, Freiberuflern 

Kammern 

andere Selbstschutzeinrichtungen 

- Justizbehörden 

Wirtschaftsauskunftteien 

- Verbraucherorganisationen 

- Verbände 

Presse 

- staatliche Hilfseinrichtungen 

- sonstige 

insgesamt Kontakte angegeben 

keine Kontakte angegeben 

Summe 

absolut 

144 

110 

98 

77 

73 

66 

36 

32 

22 

7 

1 3 

187 

60 

247 

in 0 In 0 
0 b 

von 187 von 247 

77,0 % 58,3 % 

58,8 % 44,5 % 

52,4 % 39,7 % 

41 ,2 0 
0 31 ,2 <t 

0 

39, 1 <t 
0 29,6 <t 

0 

35,3 % 26, 7 % 

1 9 , 3 % 14,6 0 
0 

1 7 , 2 % 13, ° % 

1 1 , 8 <t 
0 8,9 0 

0 

3,7 % 2,8 <t 
0 

7,0 <t 
0 5,3 % 

100,0 % 75,7 % 

24,3 % 

100,0 % 
=========================:====================================== 

überhaupt keine Angaben unter Nr. 33. fanden sich in 60 Frage­

bogen (24,3 %). Drei Viertel der Befragten verfügen jedoch demnach 

über irgendwelche Kontakte bzw. arbeiten mit anderen Stellen 

zusammen, die für die Befragung relevant sind. 

Behörden außerhalb der Strafverfolgung nehmen mit deutlichem 

Vorsprung den ersten RanK bei den angegebenen Stellen ein. An 

zweiter Stelle folgen die Unternehmen und Freiberufler (insbe­

sondere Kreditinstitute wurden genannt), die noch vor den Selbst­

verwaltungsorganen der Industrie und des Handels sowie des 

Handwerks stehen. 
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Die mittleren Ränge sind mit den Selbstschutzeinrichtungen 

(Verbraucherorganisationen, Wirtschaftsauskunfteien und 

sonstige Selbstschutzeinrichtungen) und den Justizbehörden 

besetzt. Dabei weisen die Verbraucherorganisationen einen 

deutlichen Abstand zu den übrigen auf, dicht gefolgt von 
den Wirtschaftsverbänden. 

(2) Art der Zusammenarbeit 

Die - wie zuvor beschrieben1) - bereinigten Antworten zu der 

Art der Zusammenarbeit mit den genannten Stellen sind in 

der folgenden Tabelle zusammengefaßt. 

1) Vgl. oben C. 5. a). - 94 -
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Tabelle 44: Art der Zusammenarbeit 

Zahl der Art des Kontakts (Mehrfactrnannungen lIIöglich) 
fragebogen 

~egensel- nur Infor- nur Infor- Verweisung Beeln-mit Angaben 
zu dieser iger In- lIIationslie- llliltionsem- an diese flußung Sonstige 
Gruppe formations- ferant pfänger Stelle tätig zu 

alld:!llsch werden 
( 1 ) ( 2 ) ( 3 ) ( ~ ) ( 5 ) ( 6 ) ( 7 ) 

Behörden (außer Strafver- 1~4 105 25 9 22 65 3 
folgung) 100,0 72,9 17,4 6,3 15,3 45,1 2,1 

Unternehmen, freiberufler 110 50 51 4 16 24 -
100,0 45,5 46,4 3,6 14,5 21,8 -

Industrie- und Handels- 98 47 44 2 21 16 1 
kammern, Handwerkskammern 

100,0 48,0 44,9 2,0 21,4 16,3 1,0 

andere Selbstschutzeinrich- 77 32 38 1 31 7 1 
tungen 

100,0 41,6 49,~ 1,3 40,3 9,1 1,3 

Justizbehörden 73 13 57 - 18 2 1 

100,0 17,8 78,1 - 2~,7 2,7 1,4 

Wirtschaftsauskunfteien 66 10 55 . 9 4 -
100,0 15,2 83,3 - 13,6 6,1 -

Verbraucherorganisationen 36 14 6 1 24 6 1 

100,0 38,9 16,7 2,8 66,7 16,7 2,8 

Verbände 32 10 17 5 5 10 -
100,0 31,3 53,1 15,6 15,6 31,3 -

Presse 22 3 3 6 1 3 -
100,0 13,6 13,6 27,3 4,5 13,6 -

staatliche Hilfseinrich- 7 1 - 6 - - 1 
tun gen 

100,0 14,3 - 85,7 - - 14,3 

sonstige 13 8 10 2 2 5 -
100,0 61,5 76,9 15,4 15,4 38,5 -
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Hinsichtlich des Informationsaustausches - Spalten (2) bis 

(4) - zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den 

einzelnen Instttutionen bzw. Personengruppen. Mit Behörden 

(außer Strafverfolgung) und Verbraucherorganisationen 

besteht zumeist ein gegenseitiger Informationsaustausch. 

Unternehmen und Freiberufler sowie die Selbsverwaltungs-

organe der Wirtschaft werden etwa gleichhäufig unter gegen­

seitigem Informationsaustausch wie als reiner Informations-

geber genannt. Presse und Hilfseinrichtungen dienen über-

wiegend als Informationsempfänger, die Presse wohl vor allem 

als Multiplikator der von der Polizei gelieferten Infor-

mationen. Alle übrigen Gruppen werden eher als Informations­

lierferanten der Polizei bezeichnet und spielen somit als reine In­
formationsempfänger kaum eine Rolle. 

Die Kammern, die Justiz und die Schutzorganisationen (Wirt­

schaftsauskunfteien, Verbraucherorganisationen, sonstige 

Selbstschutzeinrichtungen) dienen vielfach als kompetente 

Stellen, an die Ratsucher mit ihren spezifischen Anliegen 
verwiesen werden - Spalte (5). 

In gewissem Umfang gilt das auch für die Behörden (außer 

Strafverfolgung) sowie die Unternehmen und Freiberufler. 

Diese letzten beiden Gruppen und die Wirtschaftsverbände 

spielen außerdem eine Rolle als Stellen, die von der Poli­

zei im Hinblick auf ein Tätigwerden beeinflußt werden. 

Andere als die genannten Formen der Zusammenarbeit spielen 
keine nennenswerte Rolle. 

(3) Grundlagen der Kontakte 

Ohne Bezug auf einzelne Institutionen oder Personengruppen 

sollten unter den Nrn. 34. und 35. des Fragebogens angegeben 

werden, ob die Kontakte (gemäß Nr. 33.) auf die Betrugsbera­

tung beschränkt sind und ob sie eher persönlicher oder eher 
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Institutioneller Natur sind. Die Ergebnisse sind in den 

beiden folgenden Tabellen wiedergegeben. 

Tabelle 45: Reichweite der Kontakte 

Die Kontakte bestehen 

- nur innerhalb der Betrugsberatung 

- nur außerhalb der Betrugsberatung 

- innerhalb und außerhalb der Be-
trugsberatung 

insgesamt 

keine Angabe 

Summe 

absolut 

10 

23 

157 

190 
57x ) 

247 

in % in % 
von 190 von 247 

5,3 % 
12 ,1 % 

82,6 % 

100,0 % 

4,0 % 
9,3 % 

63,6 % 

76,9 % 

23, 1 % 

100,0 % 
===================================================~================= 

x) In drei Fällen wurde diese Frage beantwortet, ohne daß 
Frage 33. Angaben enthielt. 

Fälle in denen die angegebenen Kontakte nur auf die Betrugsbe­

ratung bezogen sind, sind äußerst selten (5,3%) der Antworten). 

überwiegend werden auch anderweitig bestehende Kontakte für die 

Betrugsberatung genutzt (und ggf. umgekehrt), nämlich von 82,6% 

der Antwortenden. 

Tabelle 46: Art der Kontakte 

Die Kontakte sind 

- persönlicher Natur 

- institutioneller Natur 

- sowohl persönlicher als auch 
institutioneller Natur 

insgesamt 

keine Angabe 

Summe 

absolut 

44 

93 

48 

185 

62 

247 

in % in % 
von 185 

23,8 % 
50,3 % 

25,9 % 

100,0 % 

von 247 

17,8 % 
37,7 % 

19,4 % 

74,9 % 

25, 1 % 

100,0 % 
====================================================================== 
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Rein persönliche Kontakte sind zwar relativ gesehen selten, 

wurden aber doch von etwa jedem Vierten der Antwortenden 

(23,8%) genannt. Von der Hälfte der Antwortenden (50,3%) 

wurden ausschließlich institutionelle Kontakte angegeben, 

die damit deutlich überwiegen. Auffällig ist, daß die Kon­

takte, die zugleich persönlicher und institutioneller Natur 

sind, nur etwa ein Viertel ausmachen (25,9% der Antwortenden). 

b) Beeinträchtigung der Beratung 

(1) Hinderungsgründe 

Zu den Gründen rechtlicher oder tatsächlicher Art, die eine wirk­

same Betrugsberatung behindern, wurden insgesamt 507 Angaben 

gemacht. In der Rangfolge der Häufigkeit ihrer Nennung stellen 

sich die Hinderungsgründe wie folgt dar: 

Schaubild 5: 
Hinderungsgründe 

10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120 % 

120 Amtsgeheimnis I :.&1,6 

76 fehlen de Befugnis zur Rechtsberatung 1.5,0 

drohende Schadensersatzklagen 11,6 

Personal mangel, Arbeitsüberlastung 1.1.,8 

unzureichende Ausbildung 9,7 

rechtliche Unsicherheit 7,7 

Verhalten der potentiellen Opfer 5,5 

Bank-, Post- und Steuergeheimnis 4,5 

IIEI strafprozeßrechtliche Gründe %,0 - mangelnde Ausstattung :1,6 

IJ konkrete Organisation der Betrugsberatung 1,0 

a mangelnde Bekanntheit bei der Bevölkerung 0,9 - sonstige Gründe ],:1. 

"i.t. 100,00% 
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Es zeigt sich also ein äußerst starkes Überwiegen des 

Grundes "Amtsverschwiegenheit". Da sich - wie oben darge­

stellt 1) - der Inhalt der Beratungsanfragen häufig auf 

die Seriosität einer Firma oder einer Person bezieht, macht 

sich die Amtsverschwiegenheit als Hindernis einer anfrage­

adäquaten Informationsabgabe bemerkbar: der Beamte kann die 

gewünschte Information wegmseiner Verschwiegenheitspflicht 

nicht liefern. 

In gleicher Weise macht sich der zweitstärkste Hinderungs­

faktor bemerkbar: die fehlende Befugnis zur (zivilrechtlichen) 

Rechtsberatung. 

Weitere wichtige Faktoren bilden die Drohung mit Schadens­

ersatzklagen und die mangelnde personelle Ausstattung. 

Von mittlerer Häufigkeit sind Angaben über die unzureichende 

(ungenügende oder fehlende) Ausbildung für die Beratungstätig­

keit, über die rechtliche Unsicherheit bei der Beratungs­

tätigkeit, über das inadäquate Verhalten der potentiellen Opfer 

sowie über außerpolizeiliche (Sonder-) Formen des Amtsgeheimnisses 

Andere Gründe werden nur selten oder in Einzelfällen genannt. 

Faßt man die angeführten Gründe in Gruppen zusammen, so 

zeigt sich, daß rechtlicre Gründe mit 337 der 507 Angaben (66,4%) 

stark überwiegen. Demgegenüber fallen Personalstärke und 

personelle Qualifikation mit 21,5 % noch am ehesten ins Ge­

wicht. Kaum von Bedeutung sind jedoch die Nachfrageseite mit 

6,4 % sowie die sachlichen und organisatorischen Bedingungen 

innerhalb der Dienststelle mit 2,6 %. 

1) Vgl. oben C. 4. c). 

- 99 -



- 99 -

(2) Androhung von Unannehmlichkeiten 

Getrennt für die drei Arbeitsbereiche "Allgemeiner Be­

trug", "Wi rtschaftsk,riminali tä t" und "Betrugsbera tung" 

sollte in Frage 19. angekreuzt werden, ob und - wenn ja -

welche Unannehmlichkeiten den Sachbearbeitern bzw. der 

Dienstelle im Rahmen ihrer Tätigkeiten bislang angedroht 

worden sind. Vorgegeben waren 

- Androhung von gerichtlichen Schritten, 

- Dienstaufsichtsbeschwerde, 

- Schadensersatzklage, 

- Disziplinarverfahren, 

- sonstige Unannehmlichkeiten. 

Die nachfolgende Tabelle gibt die Ergebnisse wieder. 

Tabelle 47: Angedrohte Unannehmlichkeiten 

angedrohte 
Unannehm­

lichkeiten 

Arbeitsbereich 

in % der Antwortenden x) 

Schadens- Diszipli­
ersatz- narver-

(Zahl der Antwortenden 
gerichtl. 
Schritte 

Dienst­
aufsichts­
beschwerde klage fahren sonstige 

Allgemeiner 
Betrug (96) 

Wirtschafts­
kriminalität 
(67) 

Betrugs­
bera tlIDg (10) 

67 

69,8% 

49 
73,1% 

6 

60,0% 

72 

75,0% 

49 
73,1% 

7 

70,0% 

8 8 7 

8,3% 8,3% 7,3% 

12 6 10 

17,9% 9 ,0% 14,9% 

2 1 

20,0% 10,0% 

Summe 122 128 22 14 18 
==================================================================================== 

x) Mehrfachnennungen mög lich - 100 -
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Zunächst zeigen sich deutliche Unterschiede in der Ant­

worthäufigkeit für die einzelnen Bereiche: 

- Allgemeiner Betrug 38,9 % der Befragten, 

- Wirtschaftskrimi-
nalität 

- Betrugsberatung 

19,8 % der Befragten, 

4,0 % der Befragten. 

Dies ist mit einiger Sicherheit auf die unterschiedliche 

Häufigkeit entsprechender Fälle in den Bereichen Betrug, 

Wirtschaftskriminalität bzw. Beratung zurückzuführen. 

Die jeweilige Struktur der angedrohten Unannehmlichkeiten 

in den einzelnen Bereichen weist keine grundsätzlichen 

Unterschiede von den übrigen auf. Die Dienstaufsichts­

beschwerde ist in allen Bereichen die häufigste Form, 

relativ dicht gefolgt von der Androhung gerichtlicher 

Schritte. 

Die Schadensersatzklage weist eine deutliche Häufung in 

den Bereichen Wirtschaftskriminalität und Beratung auf; 

dort wird sie relativ häufiger angedroht als beim allge­

meinen Betrug. 

Disziplinarverfahren wurden den Befragten im Betrugsbe­

ratungsbereich nicht angedroht, während sie in den beiden 

übrigen Bereichen immerhin von rund einern Elf tel bis Zwölf­
tel der Antwortenden angegeben wurden. 

6. Änderungsvorschläge 

Auf die Frage (Nr. 39. des Fragebogens), was im Hinblick 

auf eine optimale Gestaltung der Betrugsberatung geändert 

werden sollte, wurden von 183 (= 74,1 %) der Befragten 

insgesamt 257 Änderungsvorschläge gemacht. Die Häufigkeit 

der Änderungsvorschläge verteilt sich wie folgt: 
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Tabelle 48: Änderungsvorschläge 

(1) Ausbildung für Betrugsberater 57 

(2) Betrugsberatungsstelle 27 

(3) Aufklärung durch die Medien 26 

(4) Personelle Verstärkung 23 

(5) Öffentlichkeitsarbeit 20 

(6) Änderung gesetzlicher Bestimmungen 17 

(7) Fortbildungsveranstaltungen 17 

(8) Bereitstellung von Informations-
material 14 

(9) Informationsaustausch Beratungs­
stelle/Polizeidienststelle, LKA, 
BKA, Finanzamt 13 

(10) Informationsschriften für die 
Bürger 9 

(11) Gesetzliche Grundlage für Betrugs-
beratung 7 

(12) Zentralstelle für Betrugsberatung 4 

(13) Auswertung der Betrugsfälle 
(BKA, LKA) 

(14) Intensivere Beratung best. Per­
sonenkreise 

(15) Rechtliche Absicherung 

(16) Betrugssachbearbeiter in den 
gehobenen Dienst 

(17) Aufklärung durch private 
Institutionen 

(18) Rechtliche Klarstellung 
(19) Vereinheitlichung der Betrugs­

beratung 
(20) Miteinbeziehung privater Schutz-

3 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

organsiationen 1 

(21) Integration der Betrugsberatung 
in bestehende Beratungsstelle 1 

(22) Betrugsberatung bei StA 1 

(23) Beratung durch die Gerichte 

(24) Klärung der Zuständigkeiten 

(25) Beseitigung des Raummangels 

Summe 257 
============================================== 
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Diese Antworten lassen sich zu aussagekräftigeren Gruppen 

wie folgt zusammenfassen. 

Tabelle 49: Änderungsvorschläge 

- Rechtliche Gründe 
(6), (11) , (15) , (18) 

- Personalausbildung und -einsatz 
(1 ), (7) , (4), (16) 

- Öffentlichkeitsarbeit 
(3), (5), (8), (1O) 

- Organisation der Betrugsberatung 
(2), (12), (19),(21),(22),(23), 
(24 ) 

- Informationsaustausch und 
-auswertung (9), (13) 

- Intensivierung der Beratung 
(14) 

- Einbindung privater Schutz-
organisationen ( 1 7) , (20) 

- sonstige 
(25) 

Summe 

absolut in % der in % der Ant­
Vorschläge wortenden 
(= 257) (= 183) 

29 11 , 3 % 15,8 % 

99 38,5 % 54,1 % 

69 26,8 % 37,7 % 

37 14,4 % 20,2 % 

16 6,2 % 8,7 % 

3 1 ,2 % 1 ,6 % 

3 1 , 2 % 1 ,6 % 

1 0,4 % 0,5 % 

257 100,0 % 
===================================================================== 

Es fällt zunächst auf, daß weit weniger Änderungsvorschläge (257) 
als Angaben von Hinderungsgründen (50~1) gemacht wurden. Noch auf­

fälliger ist jedoch die unterschiedliche Struktur der Antworten 

zu diesen beiden Fragen. Während als Hinderungsgründe überwiegend 
rechtliche Faktoren genannt wurden, beziehen sich die Änderungs­

vorschläge überwiegend auf behördeninterne Gegebenheiten (Ausbildung, 

Personaleinsatz, Organisation u. a.). 

1) Vgl. oben .C.5. b) (1) 
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Diese Unterschiede lassen sich vielleicht damit erklären, 

daß Verbesserungsmöglichkeiten in erster Linie im unmittel­

baren Umfeld der Antwortenden gesehen werden, auch wenn 

erkannte übel damit nicht unbedingt bei der Wurzel erfaßt 

werden. Das unmittelbare Umfeld, hier eben die Polizeibe­

hörde, erscheint den Antwortenden als Bereich des Machbaren, 

auf den dementsprechend die Verbesserungsvorschläge gezielt 

sind. Demgegenüber erscheinen rechtliche Faktoren - trotz 

ihrer eminenten Bedeutung wie sie zuvor ausgedrückt wurde -

weitaus weniger beeinflußbar. Sollte diese überlegung zu­

treffen, wäre sie zugleich ein Ausdruck ausgesprochen prag­

matischen Denkens der Antwortenden, nämlich zunächst das 

Näherliegende ändern zu wollen, obwohl die nicht beeinfluß­

baren Rahmenbedingungen als von viel hinderlicher Wi rkung 

angesehen werden. 
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D Zusammenfassung der Ergebnisse und Schlußfolgerungen 

1. Die Dienststelle 

Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung befragten Dienst­

stellen sind den unterschiedlichsten Ebenen der jeweiligen 

Landespolizeiorganisation zuzurechnen. Sie reichen von der 

Ebene der Landeskriminalämter bis zu der der Kriminalaußen­

steIlen. Dementsprechend weisen sie auch erhebliche Unter­

schiede hinsichtlich der jeweiligen Personalstärke auf. 

Ziemlich einheitlich ist demgegenüber festzustellen, daß 

unterbesetzungen der vorhandenen Planstellen selten anzutreffen 

sind. Dies gilt für alle Gruppen von Bediensteten, also für 

die Kriminalbeamten ebenso wie für die Büro- und Hilfskräfte 

sowie für speziell ausgebildetes Personal neben den Kriminal­

beamten. Derartiges speziell ausgebildetes Personal ist je­

doch nur in weniger als einern Drittel aller befragten Dienst­

stellen vorhanden. 

Entsprechend den Unterschieden in der Größe der Dienststelle 

unterscheidet sich auch die Zahl der im jeweiligen Zuständig­

keitsbereruch bearbeiteten Straftaten. Der für die vorliegende 

Untersuchung im besonderen Maße relevante Anteil der Betrugs­

und Wirtschaftsdelikte an der Gesamtkriminalität weist je­

doch eine relativ einheitliche Konzentration um den Wert von 

9 Prozent herum auf. Mit anderen Worten, der Stellenwert 

der Betrugs- und Wirtschaftskriminalität ist bei den meisten 
der befragten Dienststellen in etwa gleich anzusetzen. 

Die Geschäftsverteilung der befragten Dienststellen zeigt in 

der Mehrzahl der Fälle, daß Delikte des allgemeinen Be­
trugs und der Wirtschaftskriminalität gemeinsam in einer 

Organisationseinheit bearbeitet werden. Unanbhängig davon 

jedoch, ob gemeinsame oder getrennte Organisationseinheiten 

für allgemeinen Betrug und für Wirtschaftskriminalität vor­

handen sind, erfolgt die Durchführung der Betrugsberatung 

- 106 -



- 106 -

zumeist durch Angehörige dieser Ermittlungseinheiten. Nur in 

einer geringen Zahl der Fälle sind etwaig vorhandene Be­

ratungsstellen an der Betrugsberatung beteiligt. Speziell 

geschultes Personal steht in den allerseltensten Fällen 

zu Verfügung. Eine Spezialisierung einzelner Beamter der 

jeweiligen Organisationseinhei t durch eine Z.uweisung der 

Bearbeitung auftretender Fälle an ausschließlich oder mög­
lichst eben diese Sachbearbeiter ist in etwa der Hälfte 

der untersuchten Dienststellen anzutreffen. 

Die sächliche Ausstattung - gemessen an der Zahl der vor­

handenen einschlägigen Fachzeitschriften - ist insgesamt 

als gering zu bezeichnen. 

Neben der Betrugsberatung werden Präventionsaktivitäten haupt­

sächlich in Form von Presseveröffentlichungen durchgeführt. 

Daneben spielen Vorträge eine Rolle. 

Insgesamt gesehen bietet die Bearbeitung von Betrugs- und 

Wirtschaftsdelikten sowie die Durchführung der Betrugsbe­

ratung auf Dienststellenebene ein inhomogenes Bild. Unter­

schiede in der Organisationsstruktur, der Zuweisung der 

Bearbeitung der Einzelfälle, der sächlichen Ausstattung und 
der Durchführung präventiver Maßnahmen bieten Ansatzpunkte 

für eine Vereinheitlichung im Grundsätzlichen. Neben orga­
nisatorischen Maßnahmen kommen dafür insbesondere der Ein­
satz von Spezialpersonal sowie eine weitergehende Ausstattung 
der Dienststellen mit einschlägiger Fachliteratur in Frage. 
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2. Die Sachbearbeiter der Betrugsberatung 

Mitentscheidend für die Qualität der Betrugsberatung ist 

die Qualifikation der die Betrugsberatung durchführenden 

Mitarbeiter. Trotz der sachlichen Nähe der Aufgaben zu kauf­

männischen Verfahrensweisen und Abläufen weisen nur sehr 

wenige Beratungsbeamten eine kaufmännische Vorbildung auf. 

Auch die fachliche Weiterbildung durch den Besuch ein­

schlägiger Fortbildungsveranstaltungen erfolgte bisher in 

keinem größeren Maße. Hier bieten sich sicherlich Ansatz­

punkte, die Qualifikation und Motivation der Mitarbeiter 

- und damit die Qualität der Beratung - zusätzlich zu 

steigern. Die Berufserfahrung der meisten in der Beratung 

tätigen Beamten ist demgegenüber überwiegend groß, da die 

Bediensteten eine relativ lange Zugehörigkeitsdauer zur 

Kriminalpolizei und zur jetzigen Organisationseinheit auf­

weisen. Für eine Integration der Beratungsbeamten in das 

laufende Ermittlungs- bzw. Auswertungsgeschäft spricht die 

Auffassung der Mehrheit der Betroffenen, daß Ermittlungs-, 

Präventions- und Auswertungstätigkeiten, die neben den 

Beratungstätigkeiten verrichtet werden, sich förderlich auf 

diese auswirken~ Eine gleichzeitige Tätigkeit im Dauerdienst 

oder in Sonderkommissionen wird demgegenüber - wohl wegen des 

hohen Zeit- und Arbeitsaufwands - eher als hinderlich ange­

sehen. Im Einklang mit diesen Ergebnissen werden von den 

Betroffenen als Quellen des in den Beratungsgesprächen ver-
" 

mittelten Wissens vorwiegend eigene Erkenntnisse und Er­
fahrungen aus Ermittlungsverfahren angegeben. 

Die Einschätzung der Wirksamkeit der eigenen Beratungstätigkeit 

durch die Beamten stellt sich für die Deliktsbereiche des 

allgemeinen Betrugs und der Wirtschaftskriminalität unter­

schiedlich dar. Während im Betrugsbereich eine positive Ein­

schätzung eindeutig dominiert, wird die Wirksamkeit im Bereich der 
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Wirtschaftkriminalität deutlich skeptischer eingeschätzt. 

Gleichzeitig wird der bisher für die Beratungstätigkeit er­

brachte Zeitaufwand als zu gering angesehen. Die Notwendigkeit 

der Bereitstellung von mehr Zeit für die einzelnen Beratungen 

wird dabei mit der anspruchsvollen AufgabensteIlung, den 

steigenden Anforderungen und der erforderlichen Verbreiterung 

der Informationsbasis begründet. Die Angaben zu den tatsächlichen 

zeitlichen Bedingungen bestätigen diese Auffassungen. So ver­

fügen nur 6 Dienststellen über Sachbearbeiter zur ausschließlichen 

Tätigkeit innerhalb der Betrugsberatung. Von den sonstigen 

Beratungsbeamten verwenden nur wenige einen Anteil von über 

10 Prozent ihrer Arbeitszeit für Beratungszwecke. 

3. Art und Umfang der Beratungstätigkeit 

Mit einer Zahl von rund 35.000 Beratungsfällen im Jahre 1975 

ist das Ausmaß der kriminalpolizeilichen Betrugsberatung -

gemessen am entsprechenden Kriminalitätsanfall - insgesamt 

gesehen noch ziemlich gering. Allerdings ist allgemein eine 

zunehmende Tendenz der Anzahl von Beratungsfällen zu ver­

zeichnen. Die Dauer der einzelnen Beratung beträgt in der 

Regel lediglich bis zu 30 Minuten. Die Durchführung der 

Betrugsberatung erfolgt überwiegend unmittelbar auf eine 

Anfrage hin ohne das Einholen zusätzlicher Informationen. 
Inwieweit dies auf einen fast immer ausreichenden Infor­

mations- und Kenntnisstand des Beratungspersonals schließen 
läßt oder ob die Beantwortung der Anfrage hierdurch eventuell 

unvollständig erfolgen muß, kann an dieser Stelle nicht ab­

schließend geklärt werden. Festzustellen ist jedoch, daß 

die Praxis der Betrugsberatung bislang noch nicht völlig 

befriedigen kann. Gründe hierfür werden von den betroffenen 

Beamten vorwiegend in den hemmenden Rahmenbedingungen der 

Betrugsberatungstätigkeit insbesondere im rechtlichen 
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Bereich gesehen. Denn die Seriosität einer Person oder Firma, 

die als Anfrageobjekte häufig im Mi ttelpunkt steht, ersche:int 

grundsätzlich nicht als geeigneter Gegenstand polizeili~her 

Beratungstätigkeit. Zum einen existieren nämlich in Form der 

Wirtschaftsauskunfteien spe zialis ierte Ins ti tu tionen"die über 

die wirtschaftliche Seriosität von Personen und Firmen Aus­

künfte erteilen. Zum anderen kann der Polizeibeamte solchen 

Auskünften auch kaum strafrechtlich relevante Angaben hin­

zufügen, die die Wirtschafsauskunftei nicht vermitteln kann, 

da "die mit der Betrugsberatung zwangsläufig verbundene Offen­

barung von Umständen aus der Geheimsphäre Dritter zu Kollisionen 
mit der Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimnisses führt,,1). 

Für den Beamten, der mit einer Anfrage konfrontiert wird, 

die sich auf eine Person oder Firma bezieht, von der er 

weiß, daß sie bereits mehrfacher Gegenstand polizeilicher 

Ermittlungen war - vielleicht sogar in ein aktuelles Ver­

fahren verwickelt ist - ergibt sich somit eime erhebliche 
Konfliktsituation2), die für ihn aufgrund der schwierigen 
Rechtsmaterie oft nur schwer lösbar ist und seine Beratungs­

tätigkeit ungemein erschwert. 

Aber auch das Angebot an Beratung weist aufgrund der bereits 

oben dargestellten organisatorischen Regelungen und per-

sonellen Ausstattung gewisse Mängel auf. Demgegenüber werden 

ungünstige Konstellationen auf der Nach- bzw. Anfrageseite 

von den Beamten kaum für den nicht ausreichend befriedigerlclen 
Zustand im Beratungssektor verantwortlich gemacht. So treten 
als Anfrager überwiegend Pr~vatpersonen auf, die oftmals erst 

nach Abschluß eines Geschäfts um Beratung bei der Kriminalpolizei 
einkommen. 

1) Mende (1978), S. 57 

2) Vgl. z. B. Sangmeister (1964), S. 117; Vollmuth (1976), 
S. 384 
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Hinweise auf bestimmte Delikte bzw. ErscheinungsfQrmen Jer 

Wirtschafts- und Betrugskriminalität, die in der tatsächlichen 

Beratung schwerpunktmäßig auftreten oder die von den Beamten 

für Beratungszwecke besonders geeignet gehalten werden, 

konnten nicht ermittelt werden, so daß es erforderlich ist, 

Beratungsbeamte einzusetzen, die in ihrer Gesamtheit auf­

grund ihrer Kenntnisse die ganze Breite des Deliktspektrums 

abdecken können. 

Abschließend ist festzustellen, daß die kriminalpolizeilichen 

Dienststellen einen nicht zu verkennenden Beitrag zur Ver­

hütung bzw. Verrringerung der Kriminalität im ökonomischen 

Sektor durch ihre Beratungstätigkeit leisten. Ansatzpunkte 

für eine Verbesserung der derzeitigen Situation werden ins­

besondere im pOlizeiinternen Bereich gesehen. Im außer­

polizeilichen Bereich erscheint eine Einflußnahme auf die 

Nachfrageseite - etwa durch gezielte Ansprache der jeweiligen 

Problemgruppen oder durch Differenzierung des Beratungsange­

bots - geeignet, die präventive Wirksamkeit dieses bedeut­

samen Instrumentariums polizeilicher Verbrechensverhütung 

zu erhöhen. Insbesondere eine Vorverlagerung der Anfragen auf 

Zeitpunkte, in denen eine echte Vorbeugungswirkung einsetzen 

kann, durch entsprechende Aufklärung erscheint notwendig. 

Daneben wäre es denkbar, die geltende Rechtslage (in den 
Bereichen Arntsverschwiegenheit und Rechtsberatungsverbot) 

daraufhin zu überprüfen, ob nicht de lege ferenda Regelungen 

geschaffen werden können, die eine effektivere Verwertung 

polizeilicher Informationen im präventiven Bereich ermöglichen. 
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(Absendende Dienststelle) 

Fragebogen Betrugsberatung, Teil A 
1. Genaue Dienststellenbezeichnung. Land 

2. Anzahl der Einwohner in diesem Zuständigkeitsbereich 

3. Personelle Besetzung am 01.12.76 im Bereich Kriminalpolizei 
Sollstand lIststand 
Gesamtzahl 

I 
Davon Kriminalbeamte 

I 
Sonstiges Spezialpersonal 

I 
Hilfskräfte 

I 
4. Welche Organisationseinheiten befassen sich mit 

a) Allgemeiner Betrug 

b) Wirtschaftskriminalität 

c) Betrugsberatung 

5.il' .~nd ti_ t!.i.:til.tld.gk.t~4~~_tl~~i_Hf*.')~'))_tt_ 
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h Neln 

.. Ll·" 
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8. I>nzahl der Delikte innerhalb des Zuständigkeitsbereichs nach den Meldungen 
zur Polizeilichen Kriminalstatistik (Nr. 2.7) 1975 
Allgemeiner Betrug und artverwandte Delikte I Gesamtkriminalität 

BKA 11.76 

Nummer des 
Fragebogens 

I I 
Gerasterte Felder 
werden nicht durch DV erfaßt 

l Zutreffendes ankreuzen 0 oder ausfUlien 

1 



9. Personelle Besetzung der unter 4.a) - c) genannten Organisation.einheiten am 01.12.76 

a) Allgemeiner Betrug 

Soll I Ist 
Gesamtanzahl 

I 
Davon Kriminalbejmte 

Sonstiges speziatpersonal 

Hilfskräfte 

I 

b) Wirtschaftskriminalität 

Soll I Ist 
Gesamtanzahl 

1 
Davon Kriminalbeamte 

I 
Sonstiges Speziatpersonal 

Hilfskräfte 

I 

c) Betrugsberatung 

Soll I Ist 
Ge.anttanzahl 

I 
Davon Kriminalbeamte 

I 
Sonstiges Spezi11Personai 

Hilfskräfte 

I 
10. Seit wann wird in die.en Organisationseinheiten son.tiges Spezialpersonal einge.etzt? 

a) Allgemeiner Betrug I b) Wirtschaftskriminalität I c) Betruasberatung 

11. Oi.Z.b .. a.r~~'b'di'.I'_ltJ;tI,"'.lp ·.~.-"_I •• *"il_*~_ 
.).» ... t.-ältMlS 

c~ 
~.I._W.& 

[j~Nin._""'l' •... 

12. Welche Berufsausbildung haben die Exekutivbeamten außer ih~r polizeilichen Ausbildung? 

:~: 

.. :~." 

[jl~lt 
.~: ;.; '. 

:~: 

'HHlrMut\ 0······················ 

Art der Ausbildung 
a) Allgemeiner 

Betrug (Allzahl) 
b) Wirtschafts- c) Betrugs-

13. 

kriminalität (Anzahl) beratung (Anzahl) 

Wieviele der jetzigen Exekutivbeamten haben einen für ihre jetzige Tätigkeit förderlichen Lehrgang. Kursus oder Ausbil­
dungsgang absolviert? 

Art des Lehrgangs. Kursus usw. 
a) Allgemeiner 

Betrug (Anzahl) 
b) Wirtschafts­

kriminalität !Anzahl) 
c) Betrugs­

beratung (Anza~l) 

2 



14. Dauer der Zugehbrigkeit der Exekutivoeamten zur Jet7igen Organlsationseinheit 

a) Allgemeiner b) Wirtschafts- c) ßetrugs-
Betrug (Anzahl) kriminali tät (Anzahl) beratung (Anzahl) 

Unter 1 Jahr 

1 - 3 Jahre 

3 - 5 Jahre 

5 - 10 Jahre 

10 - 20 Jahre 

über 20 Jahre 

15. Dauer der Zugehörigkeit der Exekutivbeamten zur Kriminalpolizei 

a) Allgemeiner b) Wirtschafts- c) Betrugs-
Betrug (Anzahl) kriminalität (Anzahl) beratung (Anzahl) 

Unter 1 Jahr 

1 - 3 Jahre 

3 - 5 Jahre 

5 - 10 Jahre 

10 - 20 Jahre 

über 20 Jahre 

16, Gibt e8 eine spezielle Ausbildung fU,. Setru9sberatvng7 tJ Nein 

Ja, in 

17. Welche p~,.iodisch erscheinende Fachliterawr steht zur VerfUgung? 

-
18. Welche AktivitJten zur Prävention von Betrug und Wirtschaftskriminalität werden 

(auöer- der ~etru(]:;beratung) von Ihrer Dienststelle entfaltet? 

3 



19. Sind der Dienststelle oder einzelnen Mitarbeitern bereits Unannehmlichkeiten aus den 
hier genannten Tatigi<ei ter' erwachsen? 

a) Allgemeiner Betrug 

Androhung von 
gerlchtlic~cn Schritten 

b) Wirtschaftskriminalitnt 

Androhung von 
gerichtlichen Schritten 

c) Betrugsberatung 

Androhung von 
gerichtlichen Schritten 

Bemerkungen 

c=JDienstaufsichtsbeschwerde 

o Dienstaufsichtsbeschwerde 

Dienstaufsichtsbeschwerde 

Schadens-

0 ersatzklage 

Schadens-

0 ersatzklage 

Schadens-
ersatzklage 

Oisziplinar-o verfahren o Sonstige 

Disziplinar-o verfahren Dsonstige 

Disziplinar-
verfahren Sonstige 
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Fragebogen Betrugsberatung, Teil B 

I Zutreffendes ankreuzen 0 
20. Wieviele Sachbearbeiter Ihrer Organisationseinheit befassen sich a"schließlich mit Betrugsberatung? 

21. Wie wirken sich Tätigkeiten, die die Sachbearbeiter Ihrer Organisationseinheit außer der Betrugsberatung noch erfüllen, 
auf die Betrugsberatungstätigkeit aus? 

Ermittlungstätigkeit allgemeiner Betrug o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGer nicht 

Ermittlungstätigkeit Wirtschaftskriminalität o F örder lieh o Unter-
schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Ermittlungstätigkeit sonstige Kriminalität o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Sonstige Beratungstätigkeit o Förderlioh 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nioht 

Auswertung Meldedienst allgemeiner Betrug o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Auswertung Meldedienst Wirtschaftskriminalität o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Auswertung Meldedienst sonstige Kriminalität o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Dauerdienst o Förderlich 
Unter-o schiedlich o Hinderlich OGar nicht 

Einsatz in Sonderkommission o Förderlich 0 
Unter- o Hinderlich o Gar nicht schiedlich 

Präventionstätigkeit für Betrug o Förderlich 0 
Unter- o Hinderlioh OGar nicht schiedlich 

(Sonstige Tätigkeiten) Unter-o Förderlich 0 schiedlich o Hinderlich o Gar nioht 

o Förderlich 
Unter-

n schiedlich n Hinderlich nGar nicht 

22. Wieviel Prozent der Arbeitszeit stehen den Sachbearbeitern wöchentlich 
im Durchschnitt für die Tätigkeit in der Betrugsberatung zur Verfügung? 

23. Form der Anfragen bei der Betrugsberatung D Überwiegend Persönliche Vorsprache 0 Häufig o Selten ONie 

Telefonische Anfrage o Uberwiegend 0 Häufig o Selten ONie 

Schriftliche Anfrage r=-tÜberwiegend n Häufig n Selten [lNie 

24. Anfragende Personen gruppe 
Privatpersonen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Geschäftsleute o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Institutionen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Staatliche Stellen n Überwiegend n Häufig n Selten n Nie 

25. Gegenstand der Anfrage o Überwiegend o Selten ONie Bevorstehender Geschäftsabschluß 0 Häufig 

Seriosität einer bestimmten Firma o Überwiegend 0 Häufig o Selten ONie 

Seriosität einer bestimmten Person o Überwiegend 0 Häufig D Selten DNie 

Allgemeine Verhaltensregeln im Geschäftsverkehr o Überwiegend 
D 

Häufig D Selten o Nie 

Rechtsfragen D Überwiegend 0 Häufig D Selten o Nie 

(Sonstige) o Überwiegend D Häufig D Selten DNie 

n Überwiegend n Häufig n Selten n Nie 

BM 11.76 
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26. Erfolgt Betrugsberatung sofort oder nach Einholen zusätzlicher Informationen? 

Sofort o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Nach zusätzlichen Feststellungen o Überwiegend 0 Häufig o Selten ONie 

Unterschiedlich n Überwiegend n Häufig n Selten n Nie 

27. Aus welchen Quellen stammen das Wissen und die Erkenntnisse, die in die 
Betrugsberatung einfließen? 

Kenntnisse aus Ermittlungsverfahren o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Auswertung des Meldedienstes o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Eigene Karteien o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Sonstige präventive Tätigkeit o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Eigenes Erfahrungswissen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Vorfeldarbeit o Überwiegend 0 I-läufig o Selten o Nie 

Kontakte mit außerpolizeilichen Stellen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Anfrage bei übergeordneter Dienststelle o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Schulung o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

(Sonstige) n Überwiegend o Häufig n Selten nNie 

28. Welche Aktivitäten werden als Folge der Anfragen veranlaßt? 

Weitere Informationsbeschaffung o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Auswertung der Informationen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Kontaktaufnahme zu Stellen o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie außerhalb des Justizbereichs 

Anzeigenaufnahme o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

Aufnah.a in Statistik o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

(Sonstige) o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

o Überwiegend 0 Häufig D Selten o Nie 

o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

n Überwiegend n Häufig n Selten n Nie 

29. Zeitaufwand für eine Betrugsberatung 

Unter 15 Minuten o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

15 - 30 Minuten o Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

30 - 60 Minuten D Überwiegend 0 Häufig o Selten o Nie 

1 - 2 Stunden o Überwiegend D Häufig 0 Selten o Nie 

2 - 3 Stunden D Überwiegend D Häufig D Selten o Nie 

Über 3 Stunden n Uberwiegend n Häufig n Selten n Nie 
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30· Wäre es Ihrer Meinung nach notwendig, mehr Zeit als bisher für die Betrugsberatung aufzuwenden? tJ Nein DJa 
Grund 

31. Die Anzahl der Betrugsberatungsfälle für die Jahre 1970 bis 1975 ist IGeSchätzte Anzahl 1975 n steigend. n fallend. 

32. Halten Sie die bisherige polizeiliche Betrugsberatung für wirksam? 

Für die Betrugskriminalität: o Nein DJa 

Für die Wirtschaftskriminalität: 
tI Nein n Ja 

33. Bezeichnen Sie die Stellen außerhalb der Strafverfolgungsbehörde, mit denen Mitarbeiter Ihrer Organisationseinheit be-
reits zusammengearbeitet haben, mit den Nummern 1 bis 9 und ordnen Sie ihnen die häufigste Art der Zusammenarbeit unter 
a) bis i) zu. 

a) Gegenseitiger Informationsaustausch b) Informationsgewinnung 
c) Informationsabgabe d) Verweisung der Ratsuchenden an diese Stelle 
e) Beeinflussung zu deren Tätigwerden 
f) () 

Stellen a) b) c) d) e) f) g) 
1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

34. Die Kontakte zu den angegebenen Stellen bestehen 

n ausschließlich innerhalb 

n 
ausschließlich außerhalb innerhalb und außerhalb 

der Betrugsberatung der Betrugsberatung n der Betrugsberatung 

35 0ne Kontakte zu ~ angegebenen Institutionen sind 
persönlich institutionell .-

36• Welc'-Eracheint!ngs(Ql"IIien der Betr~ und Wirtaeh!Jftskriiillnalität k~n in der Beratung hlWptsäehlich zur Sprache? 

B.trtlg$k .. blimd~tlit: 

i. 

Wi .. t$Qbaftlld<r1mi~ttä.t: 

-
i 
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37. welche Eracheil'lUngsfortMl'l und Begehungeweis8I'I von Bur ... 
polizeiliche Beratung sm ehesterl? 

lBetrtIO!l!I< .. i.mi.nalität: 

39. 
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E r 1 ä u t e run gen 

zum 

Zu 3. 

Zu 4. 

Fra g e b 0 gen B e t r u g s b e rat u n g 

Die Angabe der personellen Besetzung zum 01.12.76 soll die aktuelle Größe der Gesamt­
dienststelle der Kriminalpolizei wiedergeben. In der Bezeichnung "sonstiges Spezial­
personal" sind sämtliche Fachkräfte zu erfassen, die nicht Kriminalbeamte sind, und 
die wegen ihrer besonderen Fachkenntnisse in die einzelnen Sachgebiete aufgenommen 
worden sind. Unter Hilfskräften sind die Verwaltungsangestellten usw. zu verstehen, 
die für die kriminalpolizeiliche Tätigkeit Hilfsfunktionen ausüben. 

Tragen Sie bitte bei a), b) und c) die Bezeichnung der Organisations einheiten ein, 
die sich mit den angegebenen Sachgebieten befassen. Sofern alle drei Sachgebiete in 
einer einzigen Organisations einheit untergebracht sind, steht in jeder Zeile die glei­
che Bezeichnung. Die Zeilen a), b) und c) sollen nur dann frei bleiben, wenn das zu­
gehörige Sachgebiet in der Dienststelle überhaupt nicht bearbeitet wird. 

Die Abgrenzung von all~emeinem Betrug und Wirtschaftskriminalität spielt nur dann eine 
Rolle, wenn die Wirts~ artskr~minalität in e~ner gesonderten Organisationseinheit un­
tergebracht ist. Als Abgrenzung legen Sie bitte die Richtlinien über den Kriminalpo­
lizeilichen Nachrichtenaustausch bei Wirtschaftsdelikten zugrunde. 

Betru~sberatung so~l jede Ar~ von Tät~gkeit ~~ass~n, die darauf.gerichEe~ ist, durch 
Mitte~lung ~rgende~ner Art d~e Beurte~lungsfäh~gke~t und Entsche~dungsfah~gkeit der 
Anfragenden im Geschäftsleben zu fördern. Es ist nicht notwendig, daß die Betrugsbe­
ratung als Arbeitsgebiet im Organisationsplan der Dienststelle ausgewiesen ist, son­
dern es genügt, daß sie tatsächlich ausgeübt wird. 

Zu 5. Als Zuständigkeitsabgrenzung der einzelnen Organisationseinheiten geben Sie bitte an, 
durch welche Delikts- oder Tätigkeitsbereiche diese Organisationseinheiten gekennzeich­
net sind. 

Zu 7. Sofern die Bearbeitung von Betrugs- oder Wirtschaftsdelikten an eine übergeordnete 
Stelle abgegeben wird, fügen Sie bitte evtl. vorhandene Dienstanweisungen, Zuständig­
keitsregelungen usw. bei. 

Zu 8. Legen Sie bitte dieser Frage Ihre Meldung zur polizeilichen Kriminalstatistik 1975 zu 
Nr. 2.7 zugrunde. 

Zu 9. In dieser Frage und in den folgenden, die in die Gruppen a), b) und c) aufgeteilt sind, 
brauchen Sie nur dann alle drei Spalten auszufüllen, wenn die drei Gebiete eigene Or­
ganisationseinheiten sind, wenn Sie also in Frage 5 in jede Zeile eine unterschiedli­
che Organisationsbezeichnung geschrieben haben. Falls alle drei Sachgebiete einer 
einzigen Organisations einheit angehören, brauchen Sie in dieser und den folgenden Fra­
gen jeweils nur die Spalte a) auszufüllen. Ist eines der Sachgebiete davon getrennt, 
tragen Sie bitte die Angaben dafür zusätzlich in der entspreChenden Spalte getrennt 
ein. 

Zu 10. Es genügt die Angabe des Jahres, in dem in den entsprechenden Organisations einheiten 
zum ersten Mal Fachkräfte, die nicht (gleichzeitig) Kriminalbeamte sind, eingesetzt 
wurden. 

Zu 11. Diese Frage gilt nicht nur für die_Betrugsberatung, sondern für das gesamte jeweilige 
Aufgabengebiet des Sachbearbeiters. 

Zu 12. Bitte tragen Sie hier in die Vorspalte die entsprechenden Berufsbezeichnungen ein, z. 
B. Finanzbuchhalter, Steuerfachmann, Betriebswirt, EDV bezogener Beru!, Wirtschafts­
prüfer, aber auch Handelsschulabschluß, Wirtschaftsschule oder Kaufmannsgehilfenbrief. 
In die jeweiligen Spalten tragen Sie bitte die Anzahl der Mitarbeiter ein, für die die 
jeweilige Ausbildung zutrifft. 

Zu 13. Schreiben Sie bitte hier in die Vorspalte Lehrgänge oder Kurse z. B. beim LKA, bei der 
Landespolizeischule, der eigenen Dienststelle, beim BKA, bei der Indu~trie- und Han­
delskammer, bei der Volkshochschule, bei Wirtschaftsfachschulen, Berufsvertretungen, 
Finanzdirektionen, auch Fachtagungen, je nachdem, welche Veranstaltungen von Ihren 
Exekutivbeamten besucht worden sind. 

Zu 21. In den Fragen 21 bis 29 sollen in den senkrechten Rubriken alle Alternativen beantwor­
tet werden. In die Leerzeilen (sonstige) tragen Sie bitte ein, was Ir~en sonst zu den 
Fragen noch einfällt. 

Zu 27. Diese Frage betrifft den Hintergrund, aus dem sich das Wissen und die Erkenntnisse, 
die zu einer Beratung notwendig sind, aufbauen. Es kann daraus nicht hergeleitet wer­
den, daß Informationen aus den angegebenen Quellen weitergegeben werden. 

Zu 33. In die Zeilen f), g), h) und i) können Sie weitere Formen der Zusammenarbeit mit an­
deren Stellen eintragen. Bitte bezeichnen S~e in der Vorspalte Q~ter 1 bis 9 diese 
Stellen. 

Zu 36. In die für die Beantwortung der Fragen 36 bis 39 vorgesehenen Zeilen tragen Sie bitte 
alles ein, auch ungeordnet, was Ihnen zu diesen Fragen einfällt. Sofern Sie Bemerkun­
gen zum Fragebogen insgesamt zu machen haben, sind am Schluß einige Leerzeilen vorge­
sehen. Bitte geben Sie dort auch an, wenn die Meinung Ihrer Kollegen stark von Ihrer 
Meinung abweicht, die Sie in den einzelnen Fragen des Fragebogens geäußert haben. 


